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Zusammenfassung: 

Dieser Beitrag weist auf eine normative Diskrepanz hin, die zwischen dem aner-
kannten Grundsatz der Gleichberechtigung von Frauen und Männern auf der einen 
Seite und dem geschlechtsspezifisch benachteiligend wirkenden Prinzip der Ehe-
gattensubsidiarität auf der anderen Seite besteht. Im ersten Kapitel wird der Wider-
spruch in der normativen Entwicklung der Gleichberechtigung einerseits und der 
Interpretation der verfassungsrechtlich geschützten Ehe andererseits herausgearbei-
tet, denn er konserviert ungeachtet geschlechtsneutraler Regelungen die tatsäch-
liche Benachteiligung von Frauen. Das zweite Kapitel beschreibt anhand von Rege-
lungsbeispielen die staatlich unterstützte Fortwirkung des traditionellen männlichen 
Ernährermodells im Steuer-, Familien- und Sozialleistungssystem und zeigt auf, dass 
auf diese Weise ein Double-Bind-Effekt institutionalisiert wird. Dieser erweckt den 
Eindruck, dass Frauen eine eigenständige Existenzsicherung nicht so nötig hätten 
wie Männer. Das dritte Kapitel beschäftigt sich mit der Notwendigkeit eines Umbaus 
des Systems der Existenzsicherung in Richtung auf eine konsequente Individualisie-
rung; dabei wird die Frage erörtert, wie dies bei gleichbleibender Verfassungsinter-
pretation hinsichtlich der Ehe dennoch erreicht werden könnte. Das abschließende 
vierte Kapitel greift die Titelfrage wieder auf und skizziert, wie die Theorie der 
Übergangsarbeitsmärkte für die egalitätsförderliche Erwerbsintegration von Frauen 
nutzbar gemacht werden könnte. 

 
Abstract: 

In this article I set out to show the legal and ideological discrepancy between the 
principle of gender equality on one hand and the principle of subsidiarity in the rela-
tions between the state and married couples on the other. This principle disadvan-
tages women in the system of labour, taxation and social security, although all the 
regulations are gender neutral by now. The German system of livelihood for the indi-
vidual is still based on the traditional mutual entity of the couple, this figure prevents 
the livelihood of women from being consequently individualised. In the first chapter I 
work out the discrepancy between the constitutional principle of gender equality and 
the continuing legal support for marriage as an important system of livelihood. The 
second chapter deals with various examples of the perpetuing existence of the male 
breadwinner model and thus shows how a double-bind-effect is established, because 
there is a common assumption that women do not need an autonomous and 
individual opportunity to earn their living as urgent as men do. In the third chapter I 
argue for an egalitarian transformation of the system of livelihood in a consequently 
individualised manner and discuss the question how this development could be 
achieved, although  the constitutional base of marriage will probably not be changed. 
The fourth and last chapter takes up the title question and outlines how the theory of 
transitional labour markets could be used in order to support a stronger participation 
of women in working life. 
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Einleitung 

Blickt man zurück auf die mehr als 50 Jahre rechtsnormativer und tatsächlicher Ent-
wicklung der Gleichstellung der Geschlechter in der Bundesrepublik, so scheint hier 
in erster Linie eine Erfolgsgeschichte der Frauen geschrieben werden zu können. Bei 
näherem Hinsehen zeigt sich jedoch schnell, dass die „tatsächliche Durchsetzung 
der Gleichberechtigung“ (Art. 3 Abs. 2 Satz 2 Grundgesetz) heute nicht allein von 
entgegenstehenden traditionalistischen Mentalitäten, ökonomischen Zwängen und in 
ihrem praktischen Leben überforderten Männern und Frauen behindert wird, sondern 
auch von einem normativen Entwicklungsrückstand in Bezug auf das Ehe- und Fami-
liengrundrecht des Art. 6 Grundgesetz (GG). Meine These lautet, dass noch immer 
strukturbildende Normen und Auslegungen – vor allem im Familien-, Steuer- und 
Sozialrecht – existieren, die auf indirekte Weise die geschlechtsspezifische Arbeits-
teilung zwischen Männern und Frauen konservieren. Sie kreisen im wesentlichen um 
das in der Bundesrepublik Deutschland (noch?) herrschende institutionelle Ver-
ständnis der Ehe. Insgesamt blockieren diese normativen Strukturen einen konse-
quent egalitären Umbau des Arbeits- und Sozialsystems und stehen einer substan-
tiell verbesserten Partizipation von Frauen auf dem Arbeitsmarkt tendenziell im 
Wege.  

„Ehe als Übergangsarbeitsmarkt“ ist ein bewusst provokanter Titel,1 der gerade 
das zusammenbringt, was gemeinhin in Politik und Recht peinlich getrennt wird. Da 
ist zum einen der private Bereich von Ehe, Zweierbeziehung und Familie, wo mittler-
weile formale Gleichberechtigung herrscht, aber noch immer geschlechtsspezifische 
Arbeitsteilungen zwischen Berufs- und Familien- bzw. Hausarbeit vorherrschen, der 
Einfluss des Staates jedoch begrenzt zu sein scheint und nach der Verfassung auch 
sein muss (Art. 6 Abs. 1 GG als Abwehrrecht). Dem steht der kapitalistische Arbeits-
markt gegenüber, wo der Einfluss und die Eingriffsmacht des liberalen Rechtsstaates 
– zumal in einer globalisierten Welt - ebenfalls gering sind und wo infolgedessen nur 
durch indirekte Maßnahmen, etwa der Beschäftigungs- und Qualifizierungsförderung, 
benachteiligten ArbeitnehmerInnengruppen in bescheidenem Umfang zur (Re-)Integ-
ration verholfen werden kann. Der transitorische Begriff des „Übergangsarbeitsmark-
tes“ thematisiert Ansätze zu einer Lebensphasen und –bereiche verknüpfenden 
Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik. Sie ist nötig, da die Statuspassagen zwischen Be-
schäftigung, Arbeitslosigkeit und Selbstständigkeit, zwischen Vollzeit und Teilzeit, 
Ausstieg und Wiedereinstieg, Ausbildung, Fortbildung, Ruhestand und weiterem 
ständig zunehmen und sich das gesicherte kontinuierliche Normalarbeitnehmerda-
sein auf dem Rückzug befindet. So wurden in der Arbeitsmarktforschung Kriterien 
und Modelle für „Beschäftigungsbrücken“ entwickelt, die sich auch und gerade als 
geschlechtssensibel verstehen (Schmid 1994; Bothfeld 2000) und sich angesichts 

                                            
1  Den Titel verdanke ich einer Ironisierung von Dagmar Simon, WZB. 
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der Auflösung des Normalarbeitnehmermodells gegen dauerhafte Ausgrenzungen 
bestimmter ArbeitnehmerInnengruppen wenden (Schmid 1997a, 1997b, 1999; Auer 
1997). Um solche Beschäftigungsbrücken geht es auch im folgenden. Dazu ist es 
aber erst einmal erforderlich, die gegenwärtige Verknüpfung von Arbeitsmarktpolitik 
einerseits und Ehe- oder Familienpolitik andererseits durch antiegalitäre Paradigmen 
zu erkennen. Sodann wird es möglich, diese problematischen Verknüpfungen zu lö-
sen und gleichzeitig eine Brücke zwischen beiden Bereichen zu schlagen.  

Der Titel „Ehe als Übergangsarbeitsmarkt?“ steht also für das realitätsgerechte 
Erkennen der hinderlichen Zusammenhänge und für die Frage danach, wie die 
Regulierungen unterschiedlicher Lebens-, Arbeits-, Sozialleistungs- und Familien-
standsbereiche verändert werden können, so dass Ausgrenzung aus dem aktiven 
ErwerbsbürgerInnendasein und das dauerhafte Gedrängtwerden in persönliche Ab-
hängigkeit unterbleiben. Dem Individuum, auch dem weiblichen, soll für seine patch-
workartig gemusterte Erwerbsbiographie eine eigenständige Existenzsicherung er-
möglicht werden. Sie steht unter dem Vorzeichen von „Flexicurity“, einer Mischung 
aus Flexibilisierung und Sicherheit (Klammer 2001; Bothfeld 2000; Schmid 2000); 
insbesondere sollen die Übergänge und Statuspassagen regulativ unterstützt und 
sozial abgefedert werden. 

Im folgenden ersten Kapitel werden die normativen Reformentwicklungen im Ar-
beitsleben und im Ehe- und Familienrecht kurz dargestellt und in ihrem Verhältnis 
zueinander beleuchtet. Dabei tritt zutage, dass das deutsche Erwerbs- und Sozial-
system sich als noch immer stark ehezentriert erweist. Im zweiten Kapitel soll ge-
nauer analysiert werden, auf welche Weise das Gesamtgefüge von Regulierungen 
zur Existenzsicherung die traditionelle Arbeitsteilung der Geschlechter aufrechterhält 
und gegenüber Frauen eine Art Double-Bind-Abweisungsstrategie ausübt. Ansätze 
zur Überwindung dieser Blockade spricht das dritte Kapitel an. Und im vierten Kapitel 
werden schließlich einige Anforderungen formuliert, die an eine egalitätsfreundliche 
Ausrichtung des Ehekonzepts in den angrenzenden Rechtsbereichen und in der 
Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik zu stellen wären.  

1. Die normativen Grenzen der heutigen Interpretation von 
Gleichberechtigung 

Während in der Verfassungsdebatte Anfang der neunziger Jahre nicht nur eine Er-
weiterung des Gleichberechtigungsgrundrechts um ein entsprechendes Staatsziel 
gefordert wurde, sondern auch die Anpassung des Ehe- und Familiengrundrechts 
(Art. 6 GG) an den rasanten sozialen Wandel in den Lebens- und Beziehungsformen, 
konnte im verfassungsändernden parlamentarischen Entscheidungsprozess lediglich 
die Erweiterung des Art. 3 Abs. 2 GG durchgesetzt werden. Am Wortlaut und an der 
Deutung des Art. 6, insbesondere seines Absatzes 1: „Ehe und Familie stehen unter 
dem besonderen Schutze der staatlichen Ordnung“ wurde kein Jota geändert. Hart-
näckig und mit ideologischer Bestimmtheit verweigerte sich die konservativ-liberale 
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Mehrheit in der Gemeinsamen Verfassungskommission von Bundestag und Bundes-
rat einer fälligen Modernisierung, die entsprechend den Veränderungsforderungen 
von feministischen und links-alternativen oder bürgerbewegten Gruppen in einer 
Entprivilegierung der Ehe und einer Aufwertung der Familie, d.h. des Zusammenle-
bens mit Kindern (oder pflegebedürftigen Angehörigen), hätte bestehen sollen 
(Berghahn 1993; Rudolph 1996).  

Indem für klassische Gleichberechtigungsmaterien eine aktive Verpflichtung des 
Staates zur Gleichstellungsförderung anerkannt wurde, im Bereich von Ehe und Fa-
milie aber alles beim alten blieb, tat sich eine problematische Diskrepanz zwischen 
den beiden materiell durchaus zusammenhängenden normativen Leitlinien auf. Um 
diese Diskrepanz zu veranschaulichen, soll kurz auf die Entwicklung der Interpreta-
tion von Art. 3 Abs. 2 GG eingegangen werden (vgl. Berghahn 1999a; Sacksofsky 
1991; Leicht-Scholten 2000), weil sich dabei zeigt, wo Aspekte der traditionellen Ehe 
den egalitätsförderlichen Umbau des Sozialsystems blockieren.  

1.1 Von der Beseitigung formalrechtlicher Ungleichbehandlung bis 
zum Gender Mainstreaming  

Auf den erstaunlichen Anfangserfolg der Frauen, die Verankerung einer umfassen-
den Bezugsnorm im Grundgesetz (Art. 3 Abs. 2 GG), folgte zunächst eine längere 
Phase der Restauration traditioneller Geschlechterkonzepte und eine Unterordnung 
der emanzipatorischen Bestrebungen von Frauen unter die alten Ehe- und Familien-
vorstellungen. In den fünfziger Jahren versuchten Politik und öffentliche Meinung 
Frauen zunächst wieder zurück in Haushalt und Familie zu drängen. Erwerbstätig-
keit, insbesondere von Müttern, war gesellschaftlich geächtet und wurde familien- 
und sozialpolitisch offen bekämpft. Das verspätete „Gleichberechtigungsgesetz“ von 
1957 beschränkte sich entgegen dem weitergehenden Auftrag des Grundgesetzes 
auf das Ehe- und Familienrecht und beseitigte dort nur die eklatantesten patriarcha-
len Regelungen. Aber auch in diesem Reformgesetz waren noch offenkundige Ver-
stöße gegen das Gleichberechtigungsgebot enthalten („Stichentscheid“ und alleini-
ges väterliches Vertretungsrecht für die Kinder), die 1959 vom Bundesver-
fassungsgericht für nichtig erklärt wurden (BVerfGE 10, 59-89). In ähnlicher Weise 
brachte das Verfassungsgericht auch später des öfteren bedeutende, zumindest 
formale Gleichbehandlung einfordernde Korrekturen an der Gesetzgebung an, ohne 
allerdings selbst über die damals herrschende geschlechtspolare Gleichheitsauffas-
sung wesentlich hinauszugehen.  

Mit der Vollbeschäftigung in den sechziger Jahren wurden Frauen zunehmend 
wieder stärker als Arbeitskräfte gebraucht, ihre allmähliche Integration in den 
Erwerbsbereich, besonders aber ihre Erfolge im reformierten Bildungs- und Qualifi-
zierungssystem verschafften ihren weitergehenden Partizipationsforderungen all-
mählich auch allgemeinen Legitimationszuwachs. Mit Auftreten der „neuen“ Frauen-
bewegung ab den siebziger Jahren wurde die Diskrepanz zwischen dem Anspruch 
und der Wirklichkeit von Gleichberechtigung als Kritik an gesellschaftlichen Zustän-
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den systematisch und oft provokativ artikuliert, private männliche Gewalt, der frau-
enfeindliche Abtreibungsparagraph 218, weibliche Entgeltbenachteiligung, fehlende 
Kindergärten und vieles andere wurden als Erscheinungen patriarchaler Herrschaft 
angeprangert.  

In den siebziger Jahren bemühte man sich unter der sozialliberalen Koalition in 
der Rechtspolitik um Reformen, die wiederum das Ehe-, Familien- und Scheidungs-
recht betrafen, aber auch die Abtreibungsregelung, Bildungs- und Qualifizierungs-
prozesse sowie die Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik. Zu den beiden letzteren 
waren maßgebliche Gesetzesinitiativen bereits in der Großen Koalition verabschiedet 
worden (AFG, BAföG). Die familienrechtlichen Reformen betrafen insbesondere das 
Ehe- und Scheidungsrecht (1. EheRG von 1976), das liberalisiert und vom Verschul-
dens- auf den Zerrüttungsgrundsatz umgestellt wurde. Unterhalt und andere Schei-
dungsfolgen sollten nunmehr nach sachlichen Gesichtspunkten geregelt werden, 
wobei für den Ehegattenunterhalt ein weit gefächertes Netz aus Rechtsansprüchen, 
begründet durch Bedarfssituationen, implementiert wurde. Die neue Struktur des 
Unterhaltsrechts war ein „historischer Kompromiss“ zwischen sozial- und christ-
demokratischen Vorstellungen. Zwar wurde auch der während der Ehe nicht er-
werbstätigen Frau und Mutter nach der Scheidung im Grundsatz die Eigenverantwor-
tung für die eigene Existenzsicherung auferlegt, allerdings mit relativ großzügig for-
mulierten Ausnahmen (Unterhaltsansprüche) und mit einem verbesserten Schutz vor 
sozialem Abstieg („Angemessenheitsklausel“, vgl. Lucke/Berghahn 1983).  

Für die Zeit der Ehe selbst entfiel das Leitbild der Hausfrauenehe ersatzlos, d.h. 
an seine Stelle trat kein neues Leitbild. Die Rechtsordnung sollte auf diese Weise 
den Spagat bewerkstelligen, sowohl die alte Hausfrauenehe, die bis vor kurzem noch 
verbindlich gewesen war, als auch eine partnerschaftliche Arbeitsteilung zu ermögli-
chen. Hier wird der Kompromisscharakter deutlich. In der praktischen Politik blieb es 
auch unter sozialdemokratischer Führung allerdings bei einer Tendenz zur allenfalls 
modernisierten Hausfrauenehe in Form eines Phasenmodells, das durch Steuerre-
gelungen, Kindergeld, Mutterschaftsurlaub (ab 1979) und Wiedereingliederungshilfen 
ausgestaltet wurde. Die seit 1982 (bis 1998) regierende konservativ-liberale Koalition 
unter ihrem Kanzler Helmut Kohl strebte explizit die Gewährleistung von „Wahlfrei-
heit“ für Frauen an. Erziehungsgeld und –urlaub wurden geschaffen, Erziehungs-
zeiten wurden ansatzweise in der Gesetzlichen Rentenversicherung anerkannt, ab 
1986 zunächst mit einem Jahr Anrechnung als pflichtversicherte Zeit, für Geburten 
ab 1992 dann mit drei Jahren Anrechnung pro Kind.   

Auf diese Weise befriedet, glaubte man in weiten Kreisen der Politik, der wissen-
schaftlichen Experten und Verfassungsrechtler nach der „großen“ Eherechtsreform 
und nach kleinen sozialpolitischen Verbesserungen für Mütter, dass der Prozess der 
Herstellung von Gleichberechtigung von staatlicher Seite nun im wesentlichen abge-
schlossen und alles übrige eine Frage der Lebenspraxis der Gesellschaftsmitglieder 
sei.  

Die traditionell begründeten Durchbrechungen der Gleichbehandlung waren in 
den sechziger bis achtziger Jahren nach und nach in vielen Rechtsbereichen, auch 
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im Arbeits-, Sozial- und Sozialversicherungsrecht, im Erbrecht oder Recht der 
Staatsangehörigkeit beseitigt worden. Dies geschah meistens aufgrund von Richter-
sprüchen aus Karlsruhe, die durch Verfassungsbeschwerden couragierter Betroffe-
ner oder Vorlagen engagierter Richter und Richterinnen zustande gekommen waren. 
Auch die sozialliberale Bundesregierung hatte auf europäische Richtlinien und ihre 
Reformanforderungen reagieren müssen. Sie hatte dies verspätet und höchst unzu-
reichend mit dem „arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsgesetz“ von 1980 getan, das 
wiederum nur ein schlichtes und faktisch unwirksames Diskriminierungsverbot im 
BGB verankerte („Portoparagraph“)2  

Für engagierte Juristinnen und Politikerinnen wurde spätestens in den achtziger 
Jahren die immanente Grenze der lediglich formalrechtlich verstandenen Gleichheit 
deutlich, die zudem noch immer von traditionellen Ausnahmen durchbrochen war 
(z.B. Nachtarbeitsverbot für Arbeiterinnen). Auf diese Weise würde keine Überwin-
dung der faktischen Benachteiligung forciert werden können. Deshalb entwickelten 
feministische Juristinnen und einzelne aufgeschlossene männliche Rechtswissen-
schaftler weitergehende Interpretationen und griffen die aus den europäischen Richt-
linien und der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) hervorge-
henden instrumentellen Ansätze zum Abbau „mittelbarer Diskriminierung“ auf (vgl. 
Benda 1986; Maidowski 1989; Pfarr 1988; Raasch 1991, Sacksofsky 1991). Dass 
das Recht aktiv dazu beitragen könne und solle, Frauen bzw. „das benachteiligte 
Geschlecht“ gleichzustellen, wurde dahingehend interpretiert, dass Hindernisse ab-
zubauen und Förderungsinstrumente bereitzustellen seien. Das heute propagierte 
„Gender Mainstreaming“ ist eine spätere Weiterentwicklung dieses Grundgedankens.  

Das Plazet des Ersten Senats zur aktiven Gleichstellung 
 im „Nachtarbeitsbeschluss“ 

Erst mit der verfassungsgerichtlichen Absegnung als grundrechtskonform und „von 
Verfassung wegen“ geboten im „Nachtarbeitsbeschluss“ von 1992 wurde die (auch) 
auf soziale Ergebnisse bezogene Deutung zur vorherrschenden Meinung. Gleich-
wohl hat es bisher keinen vom Bundesverfassungsgericht entschiedenen Anwen-
dungsfall gegeben, in dem es tatsächlich auf eine aktiv gleichstellende Interpretation 
angekommen wäre. Im Nachtarbeitsbeschluss hatte nämlich eine unmittelbare Un-
gleichbehandlung zur Entscheidung angestanden, die lediglich aufgehoben werden 

                                            
2  Gemeint ist § 611a BGB, der zunächst ein arbeitsrechtliches Diskriminierungsverbot aussprach, 

das aber verschuldensabhängig war und nur den „Vertrauensschaden“ ersetzte, der sich auf die 
Kosten der vergeblichen Bewerbung beschränkt. Es bedurfte mehrerer Vorlagen beim EuGH 
und mehrerer nachbessernder Gesetzesänderungen, bis schließlich 1998 die deutsche 
Gesetzesformulierung des § 611a BGB den europarechtlichen Anforderungen genügte, d.h. 
verschuldensunabhängig war und einen die Diskriminierung effektiv sanktionierenden 
Schadensersatz gewährte, vgl. Schiek 1995, Berghahn 1998. 
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musste. Ausführungen zu positiven Maßnahmen wären nicht nötig gewesen, ebenso 
wenig wie zwei Jahre später anlässlich der Entscheidung zur Feuerwehrabgabe.3  

Jedenfalls aber war mit der verfassungsgerichtlichen Deutung der 
Gleichberechtigung als positivem Gleichstellungsmandat des Staates sozusagen von 
höchster Stelle der Weg freigegeben worden zur Erweiterung des Art. 3 Abs. 2 GG 
durch ein Staatsziel der Gleichstellungsförderung (vgl. Art. 3 Abs. 2 Satz 2 GG).4 In 
der Gemeinsamen Verfassungskommission von Bundestag und Bundesrat musste 
zwar durchaus gerungen werden, schließlich aber erhielt die Kompromissformulie-
rung eine Zwei-Drittel-Mehrheit. Die Änderungen traten im November 1994 in Kraft.  

Noch heute streitet man sich unter deutschen Verfassungsrechtlern und Rechts-
politikern über die Zulässigkeit der Quotierung, der prononciertesten „positiven Maß-
nahme“, weil diese in Fällen des Qualifikationspatts einen bedingten Vorrang für 
Frauen und einen Chancennachteil für Männer begründet. Aber der Streit scheint 
müßig, da er – nicht mit rechtlicher, aber mit faktischer Bindungswirkung - auf euro-
parechtlicher Ebene durch den Europäischen Gerichtshof entschieden wurde.5 Die 
vom EuGH formulierten drei Voraussetzungen (Unterrepräsentanz von Frauen, 
gleichwertige Qualifikation der konkurrierenden BewerberInnen, persönliche Härte-
klausel zugunsten von Bewerbern des überrepräsentierten Geschlechts) führen in 
der Praxis allerdings zu einer relativ seltenen Anwendbarkeit.   

Es bleiben mittelbare und strukturelle Diskriminierungen 

Normativ gesehen liegt das Problem heutiger geschlechterbezogener Rechtspolitik 
darin, das symbolische Instrumentarium auch faktisch zu nutzen. Formalrechtlich 
dürfte Gleichberechtigung tatsächlich im wesentlichen hergestellt sein, aber in die 
Grob- und in die Detailstruktur der Rechts- und Sozialordnung ist noch vielfach 

                                            
3  BVerfGE 85, 191-214 und BVerfGE 92, 91-122. In beiden Fällen ging es nicht um rechtliche 

Verbesserungen für Frauen als Konsequenz der Gleichstellung, sondern im Gegenteil um eine 
Erweiterung der Pflichten bzw. eine geschlechtsneutrale Neuregelung der Nachtarbeit und der 
bürgerschaftlichen Finanzierung von Diensten der freiwilligen Feuerwehr. 

4  Satz 2 des Art. 3 Abs. 2 GG lautet: „Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung der 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern und wirkt auf die Beseitigung bestehender 
Nachteile hin.“ 

5  Rs. C-450/93 vom 17.10.1995, Slg. 1995, I-3051 (Kalanke) (Bremer Quote europarechtswidrig) 
und RS C-409/95 vom 11.11.1997, Slg. 1997, I-6363 (Marschall) (NRW-Quote europarechts-
konform). Im Jahre 2000 bestätigte der EuGH seine im Fall Marschall gegebene vorsichtig po-
sitive Einschätzung (Badeck, Rs. C-158/97, vom 28.3.2000, NJW 2000, 1549) (Hessisches 
Gleichstellungsgesetz europarechtskonform). Ebenfalls im Jahre 2000 stufte der EuGH 
dagegen eine schwedische Vorrangklausel zugunsten von Frauen in einem Fördergesetz für 
Hochschulen als europarechtswidrig ein. Er störte sich daran, dass nach diesem Gesetz eine 
Frau als Angehörige des unterrepräsentierten Geschlechts schon bei hinreichender 
Qualifikation, auch wenn diese den Maßstab der Gleichwertigkeit nicht wesentlich 
unterschreiten durfte, den Vorrang erhielt (Abrahamsson, Rs. C-407/98, vom 6.7.2000, NJW 
2000, 2653). 
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mittelbare Diskriminierung eingelassen. Mittelbare Diskriminierung bedeutet, dass 
geschlechtsneutrale Regelungen geschlechtsspezifisch benachteiligende Wirkungen 
haben und dies nicht geschlechtsunabhängig gerechtfertigt werden kann (vgl. 
Pfarr/Bertelsmann 1989; Winter 1996, 1998). Die aus dem europäischen Recht 
kommende Figur wird bislang hauptsächlich auf Phänomene des Erwerbslebens, 
insbesondere auf das Arbeitsrecht angewendet, und auch hier gibt es noch vielerlei 
Analyse- und Vollzugsdefizite.  

Im Zusammenspiel der unterschiedlichen Teilregelungssysteme, vor allem in den 
Interdependenzen des Familien-, Arbeits- und Sozial(versicherungs)rechts sind aber 
auch strukturelle Ursachen von geschlechtsspezifischer Benachteiligung zu finden. 
Auch hier müsste der Prüfungsmaßstab der mittelbaren Diskriminierung angelegt 
werden, um die juristischen Ursachen für erwerbs-, sozial- und familienpolitische 
Nachteile von Frauen zu erkennen. Der Unterschied zwischen „mittelbarer“ und 
„struktureller“ Diskriminierung ist somit lediglich als gradueller anzusehen, im ersten 
Fall ist die Benachteiligung auf die mittelbare Wirkung einer oder weniger konkreter 
Regelungen zurückzuführen, im anderen Fall handelt es sich um die Wirkungen gan-
zer Regelungskomplexe und der Interdependenzen zwischen ihnen.  

Eine Analyse dieser Interdependenzen in den genannten drei Rechtsbereichen 
Arbeits-, Sozial- und Familienrecht führt nämlich zu der Erkenntnis, dass trotz for-
maler Geschlechtsegalisierung in den einzelnen Bereichen ihr Zusammenhang nach 
wie vor von Implikationen einer traditionellen Geschlechterordnung geprägt ist. Eine 
normative Klammer bildet das institutionelle Eheverständnis. Aus ihm leiten sich ord-
nungspolitische, vor allem sozioökonomische Direktiven und entsprechende Orientie-
rungsfunktionen für die Gesellschaft ab.  

1.2 Das weiterbestehende Spannungsverhältnis zwischen  
Gleichberechtigung und institutioneller Ehe 

Die konservativen Interpretationen dessen, was die Institution Ehe für die sozioöko-
nomischen Strukturen der Existenzsicherung und für Rechtserweiterungen zuguns-
ten von nichtehelichen Formen der Zweierbeziehung bedeutet, sind auch heute noch 
- ungeachtet der mittlerweile von Verfassungs wegen radikalisierten Gleichstellungs-
ziele - herrschend und machen sich daher als Blockade bemerkbar. Schon in den 
Anfängen der Bundesrepublik hatte es Verfassungsinterpretationen gegeben, die 
einen Vorrang der Institutionen Ehe und Familie vor dem Grundrecht auf Gleichbe-
rechtigung propagierten, zumindest aber in Art. 6 Abs. 1 GG eine Begrenzung für 
das Emanzipationsstreben von Frauen sahen (Voegeli/Willenbacher 1988, 204 
m.w.N.). Diese Grundrechtsinterpretation hat sich zum Glück nicht durchgesetzt, 
Versatzstücke dieser Auffassung finden sich aber auch heute noch in der Diskussion 
um das Spannungsfeld von Familie und Gleichstellung. Die eigentliche normative 
Spannungslage besteht jedoch nicht zwischen der Institution Familie, d.h. dem Zu-
sammenleben mit Kindern, und der Gleichstellung von Frauen, sondern zwischen der 
Institution Ehe und dem geschlechteregalitären Ziel, weil die Ehe in Rechtsordnung 
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und konservativer Ideologie unabhängig von ihrer ursprünglichen Funktion, eine 
Familiengründung vorzubereiten und abzusichern, als rechtliche Statusform verab-
solutiert und institutionell privilegiert wurde und wird. An sie sind – losgelöst von 
sozialen Bedarfslagen – bestimmte Zuständigkeiten für die Existenzsicherung der 
Partnerin/des Partners und damit verbundene materielle Vorteile geknüpft. Diese, vor 
allem sozioökonomische Ordnungsfunktion macht den Kern des heutigen institutio-
nellen Eheverständnisses aus. Das ist der Grund, warum Konservative nicht zulas-
sen wollen, dass sich die Ehe zur privaten Präferenzentscheidung ohne nachteilige 
Folgen für andere Lebens- und Zusammenlebensformen entwickeln kann. Bei dem-
entsprechenden Reformforderungen wenden sie sogleich die „Institutsgarantie“ des 
Grundgesetzes für die Ehe ein und reklamieren damit, dass der – entsprechend auf-
geladene - Regelungskern des Art. 6 Abs. 1 GG vom einfachen Gesetzgeber nicht 
beseitigt oder ausgehöhlt werden dürfe.  

Die Ehe – nicht als Vertrag gesehen, sondern als „Keimzelle des Staates“  
und „Institution der Sittlichkeit“ 

Aus der institutionellen Interpretation ist zu entnehmen, dass die Ehe nach herr-
schender Rechtsauffassung keineswegs als Vertrag zu betrachten ist, d.h. als rein 
private Angelegenheit der Beteiligten. Vielmehr handelt es sich um eine „überindivi-
duelle Privatrechtsinstitution“, die aufgrund eines Vertrages zustande kommt, aber 
nicht selbst Vertrag ist (Palandt-Diederichsen 1997, Einf. 1 vor § 1353). Es ist also 
eine vorgegebene Statuskonstruktion, die von den Beteiligten kaum abänderbar ist. 
Ehe und Familie knüpfen nach herrschender Auffassung an „vorstaatliche, naturge-
gebene Ordnungen“ an (Maunz/Dürig/Herzog, Anm. II 1. zu Art. 6). Daher wird viel-
fach angenommen, Ehe und Familie seien die „Keimzelle der Gesellschaft“ oder 
sogar des Staates und „Bauglied des politischen Lebens“ (Rosenau 1971, 2). Hier of-
fenbart sich bei den „Keimzellentheoretikern“ ein ordnungspolitisches Bedürfnis, über 
die rechtliche Formierung des privaten Zusammenlebens die Gesellschaft zu struktu-
rieren (vgl. von Campenhausen 1987 und 1992; Loschelder 1988).  

Ehe und Nicht-Ehe, Schutz und Nicht-Schutz 

Bei der Beschwörung von Ehe und Familie als notwendiges Fundament von Gesell-
schaft und Staat fällt der Widerspruch ins Auge, dass Ehe und Familie zwar als an-
thropologisch und historisch vorgegeben gelten, die Begriffe und ihre prägnante 
Ausformung aber ausschließlich dem positiven Recht entnommen (und dabei auch 
relativ jung) sind (von Münch 1988). Diese Erkenntnis wird zwar in der Kommentarli-
teratur zugestanden (Maunz/Dürig/Herzog, Anm. II 1 zu Art. 6), führt jedoch nicht zu 
einer Infragestellung der aus dieser institutionellen Sicht abgeleiteten Rechts- und In-
terpretationsfolgen. Die Folgen bestehen vor allem in der Ausgrenzung von Konstel-
lationen, die nicht den Schutz von Ehe und Familie beanspruchen dürfen. 

Das Bundesverfassungsgericht fasst unter die vom Grundgesetz geschützte Ehe 
"die lebenslange Verbindung eines Mannes mit einer Frau zur Lebensgemein-



9 

schaft".6 Gleichgeschlechtliche Verbindungen sind somit ausgeschlossen. Dass die 
Zweigeschlechtlichkeit eine notwendige Voraussetzung für die Eheschließung sein 
soll, wurde im Jahre 1993 durch einen Nichtannahmebeschluss gegenüber Verfas-
sungsbeschwerden von schwulen und lesbischen TeilnehmerInnen der „Aktion Stan-
desamt“ bekräftigt.7 Darüber hinaus muss die Ehe formell geschlossen werden 
(Maunz/Dürig/Herzog, Anm. II 2 zu Art. 6). Die heterosexuelle „nichteheliche Lebens-
gemeinschaft“ steht damit nicht unter dem Schutz des Art. 6 Abs. 1 GG, wobei von 
konservativen Verfassungsinterpreten oft sofort aus der Unterlassung der förmlichen 
Eheschließung auf eine Ablehnung der Ehe als Lebensform geschlossen und des-
halb lange Zeit ausdrücklich nicht von "eheähnlichen Gemeinschaften" gesprochen 
wurde.8 1992 betonte das Bundesverfassungsgericht in seinem Arbeitslosenhilfe-
urteil (BVerfGE 87, 234-269), dass die Differenzierung zwischen „eheähnlichen“ und 
weniger bindungsintensiven (heterosexuellen) Lebensgemeinschaften von großer 
rechtlicher Bedeutung sei; seitdem wird hauptsächlich von „eheähnlichen“ Gemein-
schaften gesprochen. Gleichwohl wurde und wird in der juristischen Literatur die 
Ablehnung der Ehe als Rechtsinstitution nicht selten auf den bewusst fehlenden Bin-
dungswillen „des Paares“ zurückgeführt.  

So schützt Art. 6 Abs. 1 GG zwar auf den ersten Blick das Teilhaberecht der Ver-
heirateten an schützenden und fördernden Maßnahmen, aber hier stehen wiederum 
die negativen Pflichten des Staates im Vordergrund, d.h. die Unterlassung von Schä-
digungen oder Beeinträchtigungen.9 Eheerhaltende Elemente müssen demnach für 
den Gesetzgeber stets maßgeblich sein, wenn auch der Gestaltungsspielraum recht 
groß ist (Maunz/Dürig/Herzog, Anm. II 4. zu Art. 6). Aus diesem Gebot wird sogleich 
das Verbot für den Staat abgeleitet, nichteheliche Lebensgemeinschaften gleich-, 
geschweige denn besser zu stellen (ebd., Anm. II 4 b) zu Art. 6). Somit dürfen an-
dere Zweierbeziehungen zwar nicht gleichbehandelt, durchaus aber benachteiligt 
werden; umgekehrt dürfen Ehen nicht benachteiligt, wohl aber privilegiert werden. 
Manche Interpreten leiten sogar ein Gebot für den Gesetzgeber ab, Ehen gegenüber 
nichtehelichen Lebenspartnerschaften durchgehend zu bevorzugen bzw. Ehen ohne 
Trauschein in allen relevanten Hinsichten zu benachteiligen, also einen festen recht-
lichen „Abstand“ zwischen beiden Statusformen zu erhalten (vgl. z.B. Burgi 2000). 
Dies nennt man „Abstandsgebot“. Mit seiner Hilfe soll die Attraktivität der Ehe für das 
StaatsbürgerInnenpublikum erhalten und der Gesetzgeber daran gehindert werden, 
durch schleichende Gleichstellung die Vorrangstellung der Ehe und die Institution 
Ehe überhaupt zu demontieren.  

                                            
6 BVerfGE 10, 59 ff., 66, vgl. auch Maunz/Dürig/Herzog, Anm. II 2 zu Art. 6. 
7  Nichtannahmebeschluss der 3. Kammer des BVerfG vom 4.10.1993, NJW 1993, 3058. 
8 Anders BSG vom 24.3.1988, NJW Heft 34/1988, S. 2128 ff. Hier wird von der "eheähnlichen" 

Lebensgemeinschaft gesprochen.  
9 Dem "besonderen" Schutz durch die staatliche Ordnung wird in Literatur und Rechtsprechung 

dennoch keine Höherwertigkeit gegenüber einem Schutz überhaupt eingeräumt; vielmehr 
differenziert man zwischen Schutz und Nicht-Schutz und spricht den nichtehelichen Formen der 
Zweisamkeit somit den spezifischen Schutz des Art. 6 Abs. 1 GG ab. Maunz/Dürig/Herzog, 
Anm. I 5 a) zu Art. 6. 
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Die Geschlechtsspezifik des Regelungspakets Ehe 

Als Institution, d.h. als auf Dauer gestellte Regulierung mit Orientierungscharakter, 
existiert die Ehe also nicht deshalb, weil sie als Regelungsangebot so praktisch für 
die Gesellschaftsmitglieder wäre, sondern weil sie für den Staat ein bequemes In-
strument der Ordnungspolitik darstellt, das es u.a. ermöglicht, das staatliche Enga-
gement für die Partizipation am Erwerbsleben auf traditionelle Weise geschlechts-
spezifisch zu dosieren. Im Vordergrund der Bemühungen stehen die kontinuierlich 
erwerbstätigen und mit Ernährer-Funktionen bedachten Ehemänner und Haushalts-
vorstände. Entlang der Trennung von „öffentlich“ und „privat“ werden Frauen in der 
faktischen Nutzung des Arbeitsmarkts tendenziell beschränkt. Den deutlichsten Aus-
druck dieses Zusammenhangs bietet die Ehegattensubsidiarität, d.h. die vorrangige 
Einstandspflicht von Ehegatten für die gegenseitige Existenzsicherung. 

Betrachtet man die faktische Asymmetrie der staatlichen Gewährleistungen für 
die Existenzsicherung von Männern und Frauen und die prononcierten Einstands-
pflichten von Ehegatten vor dem Hintergrund der soziologischen Entwicklung, die 
von der Pluralisierung der Lebensformen, der zunehmenden Diskontinuität von 
Paarbindungen und der Individualisierung der Lebensläufe und Gestaltungswünsche 
gekennzeichnet ist, so erscheint die sozioökonomische Zwangsvergemeinschaftung 
in Ehen und eheähnlichen Beziehungen fragwürdig. Im folgenden Kapitel soll aufge-
zeigt werden, dass die formalrechtliche Gleichstellung der Geschlechter im Erwerbs-
leben, im Familien- und Sozialrecht durch die Beibehaltung einer strengen Ehegat-
tensubsidiarität konterkariert wird. Dabei entpuppt sich der gegenwärtige Zustand ge-
schlechterpolitischer Regulierungen als lediglich „halb-modern“ im Sinne von Ulrich 
Beck (1986), wesentliche Schritte zur „vollen Modernisierung“ unter egalitären Vor-
zeichen stehen also noch aus.  

2.  Gleichberechtigung und Ehegattensubsidiarität  

Indem sich das Subsidiaritätsprinzip als Kehrseite der Medaille „Institution Ehe“ auf 
die herrschende Verfassungsinterpretation zu Art. 6 Abs. 1 GG berufen kann, trägt 
eben dieses Paradigma dazu bei, dass das auf seiner Grundlage erlassene Rege-
lungsgeflecht Frauen faktisch nicht dieselben Chancen gibt, sich eine eigenständige 
individuelle Existenzsicherung zu schaffen. Zu Tage tritt die Asymmetrie in der Chan-
censtruktur besonders deutlich im Sozialrecht, wo die Anspruchsvoraussetzungen für 
Lohnersatzleistungen einerseits und subsidiäre Sozialleistungen andererseits ge-
schlechtsspezifisch konnotiert sind (Arbeitslosenhilfe, Sozialhilfe, Erziehungsgeld, 
s.u.). Für typisch weibliche Sicherungsrisiken existieren tendenziell eher subsidiäre 
oder abgeleitete Sicherungen, während für die ursprünglich typisch männlichen Risi-
ken Sozialversicherungsansprüche bestehen. Aber auch im Erwerbsleben finden 
sich – etwa bei Einstellungen, Beförderungen, Eingruppierungen, Fort- und Weiter-
bildungen, in der Sozialauswahl bei Kündigungen und Massenentlassungen und in 
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der aktiven Arbeitsmarktpolitik - immer wieder Anzeichen für eine generelle Einstu-
fung von Frauen als potentiell versorgte Ehefrauen, denen man auf diese Weise eine 
volle Erwerbschance und Existenzsicherungsoption nicht zu bieten braucht.  

2.1 Institutionalisierter Double-Bind 

Durch die formale Gleichheitsverbürgung auf der einen Seite und die Betonung der 
subsidiären Versorgung durch die Ehe auf der anderen etabliert das Rechts- und 
Sozialsystem als Ganzes eine Double-Bind-Falle für Frauen. Einerseits werden sie 
durch „Empfehlungen“ zum beruflichen Ausstieg, zur Arbeitszeitreduktion und zu an-
deren Formen des erwerbsbezogenen Minderengagements zum Wohl der ehelichen 
Beziehung und Familie animiert, es wird ihnen eine fast lückenlose Versorgung durch 
Ehegatten- oder Scheidungsunterhalt suggeriert, selbst im Alter scheint ihre Siche-
rung durch Witwenrente, Versorgungsausgleich (im Scheidungsfall) und Anerken-
nung von Erziehungszeiten gewährleistet. Andererseits zeigt sich dann, wenn die 
Folgen des beruflichen Verzichts schon nicht mehr rückgängig zu machen sind, dass 
die Versprechungen der abgeleiteten Versorgung allzu häufig enttäuscht werden. 
Dann werden Frauen nicht selten mit den entgegengesetzten Erwartungen konfron-
tiert, die sie gar nicht mehr erfüllen können. Zum materiellen Schaden kommen auch 
noch die moralische und z.T. juristische Schuldzuweisung der „Ausbeutung“ des Ex-
Partners und der Vorwurf mangelnder Eigenbemühungen zur Wiedererlangung öko-
nomischer Eigenständigkeit.  

Nachteilige Effekte erleben aber nicht nur geschiedene Frauen, auch verheira-
tete Frauen, die keine Kinder haben und auch keine haben möchten, und sogar 
ledige weibliche Singles sind im Erwerbsleben der Gefahr ausgesetzt, dennoch 
wegen ihrer potentiellen Familienoptionen von bestimmten Chancen abgeschnitten 
zu werden und in personalrechtlichen Abwägungsfällen (z.B. bei Kündigung oder 
Beförderung) die „schlechteren Karten“ zu besitzen. 

So lässt sich die These aufstellen, dass die Ehegattensubsidiarität, die von der 
herrschenden Meinung als Preis und Kehrseite der unangetasteten Privatheit in 
Zweiergemeinschaften angesehen wird, praktisch gleichstellungshemmend wirkt und 
sich daher auch den Vorwurf gefallen lassen muss, strukturell dem Grundsatz der 
Gleichberechtigung zu widersprechen. Unter Berufung auf das Subsidiaritätsprinzip 
gelten Frauen in bestimmten Bedarfslagen, zu deren Abdeckung nachrangige Leis-
tungen vorgesehen sind, als vom Ehemann „versorgt“, soweit dieser ein Einkommen 
hat, welches bestimmte Freibeträge übersteigt. Typischerweise fallen deutlich mehr 
Frauen als Männer auf diese Weise durch das Raster der Arbeitsmarkt-, Personal- 
und Sozialpolitik; damit werden ihnen entsprechende Maßnahmen mit der Billigung 
des Gesetzes vorenthalten, die zur Reintegration in den Arbeitsmarkt dienen könn-
ten, für die aber angeblich – wegen der Unterhaltspflicht des Ehemannes – kein Be-
darf besteht. Formalrechtlich tragen Frauen und Männer zwar dasselbe Risiko, we-
gen des Subsidiaritätsprinzips durch die Maschen des Netzes zu fallen, in der Reali-
tät aber ist dieses Risiko geschlechtsspezifisch asymmetrisch.  
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Das erweckt den Verdacht einer rechtswidrigen mittelbaren Diskriminierung 
wegen des Geschlechts, was die Frage nach der Rechtfertigung des Subsidiaritäts-
prinzips aufwirft. Aber selbst wenn der Ausschluss Frauen und Männer annähernd 
gleich träfe, wäre dieser Mechanismus des Subsidiaritätsprinzips fragwürdig, soweit 
er Abhängigkeiten und Mangelzustände beim Individuum verstetigt. Für Betroffene 
und Publikum symbolisiert das Subsidiaritätsprinzip in seiner Anwendung auf 
Arbeitsmarktoptionen nämlich wie selbstverständlich, dass die aus dem Förderungs-
prozess herausgefallene und nun vom privaten Unterhalt „abhängig“ gemachte Per-
son keinen legitimen Anspruch mehr auf eine eigenständige Existenzsicherung hat.  

Fortwirkung des alten Leitbildes der Hausfrauenehe im Sozial- und Steuersystem 

Die Leitbildfrage ist also mehr als rein symbolisch. Die Abschaffung des Leitbildes 
der Hausfrauenehe ohne ernsthafte Unterstützung für eine partnerschaftlich egalitäre 
Arbeitsteilung zwischen Beruf und Familienarbeit für beide Eheleute und Elternteile 
hat zur Fortwirkung des alten Leitbildes im Sozial- und Steuersystem geführt. Die 
regierungsamtliche Familien- und Sozialpolitik hat die meiste Zeit wenig bis gar kein 
Interesse daran gezeigt, dass Frauen stärker an den Vorteilen des Erwerbssystems 
partizipieren können. Stattdessen sollte der Arbeitsmarkt von ihrer zeitweise bereits 
als zu stark empfundenen Konkurrenz um Arbeitsplätze entlastet werden.  

Der 1985 vollzogene Wechsel vom „Mutterschaftsurlaub“ zum „Erziehungs-
urlaub“ zeugt von dieser Absicht. Während nach dem 1979 unter sozialliberaler 
Regierung geschaffenen Gesetz nur erwerbstätige Mütter für die ersten sechs 
Lebensmonate eines Kindes bezahltermaßen (750 DM) mit ihrer Erwerbstätigkeit 
aussetzen konnten, gab das neue Gesetz grundsätzlich allen (zu Hause bleibenden) 
Müttern und sogar Vätern10 einen Anspruch11 - bei verlängerter Anspruchzeit (an-
fangs zehn Monate, später auf zwei Jahre aufgestockt) und reduzierter finanzieller 
Unterstützung (600 DM). Das Erziehungsgeld- und -urlaubsgesetz steht idealtypisch 
für eine modern-konservative Politik der „Wahlfreiheit für Frauen“, wobei von der An-
nahme ausgegangen wurde und wird, dass sich für viele Mütter die Kinder-
erziehungsphase länger als drei Jahre (derzeitige Maximaldauer des Erziehungs-
urlaubs) hinzieht. Selbst bei unbefristetem Normalarbeitsverhältnis kehren sie nach 
dem Erziehungs“urlaub“ nicht wieder an ihren Arbeitsplatz zurück und „entlasten“ auf 
diese Weise längerfristig den Arbeitsmarkt. 

Das Beispiel Erziehungsgeld und -urlaub deutet es an: Die Hausfrauen- oder 
Zuverdienerinnenehe wird noch heute maßgeblich durch das Sozial- und Steuerrecht 
sowie die spezifischen Interdependenzen von Familien- und Sozialrecht begünstigt. 
Das zeigt beispielsweise der Vergleich mit anderen westeuropäischen Staaten be-
züglich der Anreize für Frauen, eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen: In Deutschland 
                                            
10  Zunächst nur verheirateten, seit 1993 auch Vätern nichtehelicher Kinder, soweit das Elternpaar 

den Vater zum Berechtigten erklärt hat, § 3 Abs. 3 BErzGG.  
11  Nicht-Deutsche aus Nicht-EU-Staaten müssen eine Aufenthaltsberechtigung oder Aufenthalts-

erlaubnis besitzen.  
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sind die Anreize, sich als „Zweitverdienerin“ eine Erwerbstätigkeit zu suchen, gerin-
ger als etwa in Vergleichsstaaten wie Schweden, den Niederlanden oder Großbritan-
nien (Anxo/O’Reilly 2000, 21) (vgl. Schaubild 1). Oberhalb einer geringfügigen Tätig-
keit machen Haushalte in Deutschland bezüglich des Nettohaushaltseinkommens 
keinen wesentlichen Zugewinn, nicht einmal bei einer durchschnittlich bezahlten Voll-
zeittätigkeit der Frau.12 Dagegen steigert sich das Nettohaushaltseinkommen in den 
drei genannten Vergleichsstaaten oberhalb der Geringfügigkeitsgrenze linear, am 
größten ist der Anstieg in Großbritannien (gefolgt von den Niederlanden).  

Schaubild 1:  Änderungen des verfügbaren Haushaltseinkommens bei 
zunehmendem weiblichen Beschäftigungsumfang 
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Im folgenden soll auf die normativen Hauptmechanismen der deutschen Rechtsord-
nung näher eingegangen werden, die im Steuer-, Unterhalts- und Sozialsystem für 
diese negative Anreizsituation verantwortlich sind. 

                                            
12  Die Grundlage: Der Mann ist vollzeitbeschäftigt, die Frau arbeitet nicht außerhäuslich. Gemes-

sen wird dann die Nettostreuung des verfügbaren Haushaltseinkommens, wenn die Frau 
geringfügig, teilzeitbeschäftigt mit hoher Stundenzahl oder vollzeitbeschäftigt ist. 
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2.2 Das deutsche Steuer- und Abgabensystem als Unterstützung des 
traditionellen Ernährermodells  

Weithin erkannt wird heute die antiegalitäre Rolle des steuerlichen Ehegattensplit-
tings,13 da es „edukativ“ in Richtung auf die alte Hausfrauenehe oder eine modernere 
Form der asymmetrischen Einkommenserzielung wirkt; ein übriges tun die Lohnsteu-
erklassen.14 Zudem wird es aber auch als unsozial und familienfeindlich empfunden. 
Unsozial ist es, weil ausgerechnet kinderlose Ehepaare mit krass ungleichen Ein-
kommen am meisten davon profitieren, während alle anderen SteuerzahlerInnen 
dafür aufkommen müssen; familienfeindlich ist es, weil nicht die erhöhte Kostenbe-
lastung der Kinderhabenden, sondern nur die pure Tatsache der Ehe zur Steuerer-
sparnis führt.  

Zur Illustration ein Beispiel für die Funktionsweise des Splittings aus dem Jahre 
1998: Bei jeweils gleich hohem Gesamteinkommen des Paares ist die Steuererspar-
nis umso höher, je ungleicher das Einkommen von beiden Partnern erzielt wird. 

Steuerersparnis durch Ehegattensplitting  
bei unterschiedlichen Konstellationen 

 
Aufbringung des Einkommens Gemeinsames Jahreseinkommen 

der Ehegatten 1 zu 0 2/3 zu 1/3 ½ zu ½  
60.000 DM 5.964 DM 260 DM 0 DM 
80.000 DM 6.815 DM 728 DM 0 DM 

100.000 DM 9.078 DM 961 DM 0 DM 
120.000 DM 12.199 DM 1.522 DM 0 DM 

(Quelle: Schulz 1998, 6) 

In der geschlechtersensiblen vergleichenden Wohlfahrtsstaatsforschung (vgl. 
Langan/Ostner 1991; Ostner 1995; von Wahl 1999) schreibt man dem jeweiligen 
Steuersystem in der Zusammenschau mit anderen Faktoren eine bedeutsame len-
kende Wirkung für die Frauenerwerbsbeteiligung, für die familiale Arbeitsteilung und 
darüber hinaus für die Entwicklung egalitärer Verhältnisse zu. Man unterscheidet 
grob zwei Typen von Steuersystemen, nämlich individualisierte und Splittingsysteme. 
Bei den individualisierten Steuersystemen gibt es Unterschiede zwischen den voll 
oder nahezu voll realisierten individuellen Ordnungen und den nur formal bzw. par-
tiell individualisierten Besteuerungsverfahren. Irene Dingeldey rechnet Schweden, 
                                            
13  Beim Ehegattensplitting wird die Steuerprogression des Allein- oder Hauptverdieners gemildert, 

da das Einkommen der gemeinsam veranlagten Ehegatten zusammengerechnet und dann der 
Steuerbetrag aufgrund des halbierten Gesamteinkommens ermittelt wird. Anschließend wird 
dieser Betrag verdoppelt.  

14  Die Kombination Steuerklasse III für den Allein- oder Hauptverdiener und V für die Hausfrau 
oder Zuverdienerin begünstigt bei der vorläufigen Besteuerung (bis zum Lohnsteuerjahresaus-
gleich) den Hauptverdiener und erweckt vordergründig den Eindruck, dass der Verdienst der 
Zuverdienerin wegen der hohen Besteuerung für die Unterhaltung der Familie kaum ins Ge-
wicht fällt. 
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Österreich und Großbritannien zum ersteren und Belgien, Dänemark, die Nieder-
lande und Spanien zum letzteren. Bei den Splittingsystemen wird zwischen Ländern 
mit einem Ehegattensplitting und Ländern mit einem Familiensplitting unterschieden. 
Zum ersteren zählen die Bundesrepublik Deutschland und Portugal, zum letzteren 
zählt Frankreich (Dingeldey 2000, 16).  

Allerdings erklärt diese Einteilung nach Typen von Steuersystemen noch nicht 
die auch in Ländern mit Splittingsystemen ansteigende Frauenerwerbstätigkeit und 
die jeweilige Präferenz für Teilzeit- oder Vollzeitarbeit bei Frauen. Neben der Steuer 
sind daher die Sozialversicherungsabgaben in die Belastungsbilanz einzubeziehen. 
Dingeldey hat nun die gesamte Abgabenquote, bezogen auf das Haushaltsein-
kommen bei durchschnittlichem Verdienst für unterschiedliche Erwerbsaufteilungen 
(Single, verheiratetes Paar, differenziert nach zwei vollzeitig Erwerbstätigen und 
einer vollzeit- und einer Teilzeit erwerbstätigen Person, Alleinverdiener), verglichen. 
Dabei ergeben sich Ähnlichkeiten und Unterschiede, die quer zu der Einteilung nach 
Steuersystemen liegen (ebd., 22, Tabelle 2).  

Zunächst einmal lassen sich die zehn untersuchten europäischen Länder15 nach 
der Abgabenbelastung einteilen, gleichzeitig werden die Länder mit mittlerer bis 
hoher und sehr hoher Abgabenbelastung im zweiten Schritt danach unterschieden, 
ob der Alleinverdiener bedeutende Steuerermäßigungen erhält oder nicht. Bei dieser 
Einteilung liegt Deutschland mit der höchsten Abgabenbelastung (45,6% für den 
Vollzeit arbeitenden Single) an der Spitze. In derselben Kategorie von Ländern mit 
mittlerer bis hoher und sehr hoher Belastung sowie erheblichen Steuerermäßigungen 
für den Alleinverdiener sind nur noch Dänemark und Belgien zu finden. Als Länder 
mit mittlerer bis hoher Abgabenquote, bei denen der Alleinverdiener keine oder nur 
geringe Entlastung erfährt, rangieren Schweden und die Niederlande. In der dritten 
Kategorie der Länder mit relativ niedriger Abgabenbelastung, wo der Familienstatus 
für die Steuerbelastung unwesentlich ist, sind die meisten anderen Länder zu finden; 
nach abnehmender Abgabenbelastung gestaffelt finden sich hier Frankreich, Öster-
reich, Großbritannien, Spanien und Portugal.  

Die Aufschlüsselung der Abgabenbelastungen nach der Haushaltserwerbssitua-
tion zeigt zudem, dass die Diskrepanz zwischen der Besteuerung des Singles bzw. 
der Partner eines beiderseitig vollzeit erwerbstätigen Paares auf der einen Seite und 
des Alleinverdieners auf der anderen nirgends so groß ist wie in Deutschland (45,6% 
versus 36%). Am anderen Ende der Skala rangiert Portugal mit der niedrigsten Ab-
gabenquote von 21,4% für den Single und 19% für den Alleinverdiener.  

Aber auch diese Einteilung versetzt noch nicht in die Lage, die Begünstigungs- 
und Belastungsfaktoren für Frauenerwerbstätigkeit, Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milienarbeit und allgemein egalitäre Existenzsicherungsverhältnisse aussagekräftig 
zu beschreiben. Einflussreich für die Frauenerwerbstätigkeit und ihren zeitlichen Um-
fang sind beispielsweise Sonderregelungen über geringfügige Arbeitsverhältnisse. 
                                            
15  Belgien, Dänemark, Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Niederlande, Österreich, Portu-

gal, Schweden, Spanien.  
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Solche bestehen in Deutschland und in Großbritannien. Sie können leicht in die „Teil-
zeitfalle“ führen, für Alleinlebende und Alleinerziehende auch in die „Armutsfalle“. 
Dann sinkt die Attraktivität einer über die Geringfügigkeit hinausgehenden Teilzeitar-
beit schlagartig, weil nun ein relativ viel höheres Bruttoeinkommen verdient werden 
muss, damit es nicht zu einem Nettoeinkommensverlust kommt (ebd., 23). Des wei-
teren spielt eine Rolle, wie lange das Steuersystem bereits individualisiert oder auf 
die Ehe oder Familie ausgerichtet ist und wie sich die Erwerbsmuster der Frauen in 
den jeweiligen Ländern historisch und kulturell herausgebildet haben, wie die Be-
günstigungswirkung der Steuer und Sozialversicherung in bezug auf familiale Er-
werbsmuster aussieht, inwieweit die Erwerbsmuster politisch und wirtschaftlich durch 
eine Vielzahl von Institutionen und Regulierungen konsequent (oder widersprüchlich) 
im Sinne eines einzigen Modells „gelenkt“ wurden und wie etwa die Flankierung 
durch den Ausbau öffentlicher Kinderbetreuung, von Ganztagsschulen u.ä. über län-
gere Zeiträume hin aussah (ebd., Tabelle 3-5).  

Die Bundesrepublik Deutschland und Schweden stehen sich demnach ideal-
typisch gegenüber: Während in Deutschland von allen relevanten Systemebenen 
Lenkungsimpulse in Richtung auf Eheförderung und ein starkes männliches 
Ernährermodell ausgehen, verfügt das schwedische System über ein auf individuali-
sierte Erwerbsmuster ausgerichtetes Steuer-, Arbeits- und Sozialsystem. Auch sind 
die Diskrepanzen zwischen der Begünstigung der jeweilig unterschiedlichen 
Existenzsicherungs- und familialen Erwerbsmuster in beiden Ländern idealtypisch 
gering, (sieht man einmal von den Erwerbsmustern in Ostdeutschland ab), während 
andere Staaten auf den ersten Blick merkwürdig gegenläufige Tendenzen hinsicht-
lich der Lenkungselemente und der sozialen Wirklichkeit aufweisen. Ein Beispiel für 
ein individualisiertes Steuersystem und eine ausgebaute Elternzeit auf der einen 
Seite, für eine schwache Kinderbetreuungsinfrastruktur und traditionelle Wertorientie-
rungen auf der anderen ist Österreich (ebd., 37). Die erstaunlichste Diskrepanz findet 
sich in Dänemark, wo zwar eine weitgehend egalitäre familiale Erwerbskultur 
herrscht, die Elternzeit gut ausgebaut ist ebenso wie öffentliche Kinderbetreuungs-
einrichtungen vorhanden sind, andererseits aber im Steuersystem die Begünstigung 
von Alleinverdienern verankert ist. Sie dient praktisch jedoch nur der Überbrückung 
kurzer Arbeitszeitunterbrechungen direkt nach der Geburt eines Kindes und wird 
nicht als Anreiz für ein permanentes Muster genutzt (ebd., 38). Der internationale 
Vergleich zeigt also, dass in Deutschland besonders viele Konstruktionselemente der 
Steuer- und Sozialordnung ehefixiert sind und das männliche Ernährermodell stüt-
zen, weibliche Erwerbsintegration jedoch behindern. 

2.3 Der privatrechtliche Ehegattenunterhalt und seine Ausweitung 

Zurück zur bundesdeutschen Situation: Ist jemand nicht in der Lage, seinen Lebens-
unterhalt durch Erwerbseinkommen oder Vermögen selbst zu bestreiten, so hat er 
oder sie u.U. einen Unterhaltsanspruch gegen eine nahestehende Person. Unter-
haltsansprüche bestehen gegen den Ehegatten (§ 1360 BGB), den getrenntlebenden 
Ehegatten (§ 1361 BGB) und den geschiedenen Ehegatten (§§ 1569 ff. BGB). Im 
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letzteren Falle greift allerdings im Prinzip eine Pflicht zur wirtschaftlichen Selbstän-
digkeit, so dass nur dann Unterhalt gefordert werden kann, wenn sich die berechtigte 
Person in einer gesetzlich definierten Bedarfssitution befindet.16 Ausgebaut wurde in 
den neunziger Jahren zudem der Unterhaltsanspruch der Mutter eines nichteheli-
chen Kindes gegenüber dem Kindsvater (§ 1615 l BGB); soweit der Vater das Kind 
betreut und deshalb nicht erwerbstätig sein kann, besteht auch ein umgekehrter An-
spruch gegen die Mutter. Seit August 2001 gibt es schließlich einen gegenseitigen 
Unterhaltsanspruch von PartnerInnen der „eingetragenen Lebensgemeinschaft“; 
auch hier sind Unterhaltsansprüche nach der Trennung möglich. 

Während sich die bisher genannten Unterhaltsansprüche auf die Paarebene 
beziehen, gibt es eine zweite Kategorie von Unterhaltsansprüchen, nämlich solche 
zwischen Verwandten in gerader Linie (§ 1601 BGB).17 Hier unterscheidet man zwi-
schen „gesteigerter“ und „nicht gesteigerter“ Unterhaltspflicht. Eine gesteigerte Un-
terhaltspflicht besteht gegenüber minderjährigen, unverheirateten Kindern. In diesen 
Fällen müssen die Eltern alle ihnen zur Verfügung stehenden Ressourcen zum 
gleichmäßigen Unterhalt der Familie einsetzen, es bleibt ihnen dann nur ein 
„notwendiger Selbstbehalt“. Bei nicht gesteigerter Unterhaltspflicht brauchen die 
Verpflichteten dagegen ihren eigenen „angemessenen“ Unterhalt nicht zu gefährden.  

Solange Ehegatten zusammenleben bzw. sich nicht als „dauerhaft getrennt-
lebend“ deklarieren, wird angenommen, dass sie „aus einem Topf wirtschaften“, es 
besteht dennoch kein fixierter Anspruch auf einen Teil des gemeinsamen Einkom-
mens. Bei Trennung oder Scheidung (bzw. bei einem Anspruch gemäß § 1615 l 
BGB) kann dagegen ein Geldbetrag gefordert werden, der sich aus einer Gegen-
überstellung der Bedürftigkeit der berechtigten Person und der Leistungsfähigkeit 
des potentiell Verpflichteten ergibt. Bei Trennung und/oder Scheidung werden die 
beiderseitigen Einkommensverhältnisse in Betracht gezogen und mit den Lebens-
verhältnissen während des Zusammenlebens verglichen. Nach der gängigen Recht-
sprechung der Oberlandesgerichte, insbesondere der Judikatur des OLG Düssel-
dorf,18 erhält die unterhaltsberechtigte, nicht erwerbstätige Person 3/7 des Netto-

                                            
16  Unterhaltsgründe sind: Betreuung und Erziehung eines gemeinsamen Kindes (§ 1570 BGB); 

Nicht-Finden einer angemessenen Erwerbstätigkeit (Arbeitslosigkeit) (§ 1573 Abs. 1 BGB); 
Einkommensdiskrepanz (§ 1573 Abs. 2 BGB); Nachholung einer abgebrochenen oder nicht 
aufgenommenen Ausbildung (§ 1575 Abs. 1 BGB), anderweitige Qualifizierung, die zur 
Erlangung einer angemessenen Erwerbstätigkeit erforderlich ist (§ 1575 Abs. 2 und 3 BGB); 
Alter und Krankheit (§§ 1571, 1572 BGB); Billigkeitsgründe (§ 1576 BGB, in der Praxis 
bedeutungslos). Entscheidend ist, ob die Bedürftigkeit zum Zeitpunkt der Scheidung vorliegt, 
ein späterer Einsatzzeitpunkt führt nur dann zu einem Unterhaltsanspruch, wenn die Zeit 
zwischen ihm und der Scheidung mittels eines anderen Unterhaltstatbestands überbrückt 
wurde.  

17  Zur Definition der geraden Linie vgl. § 1589 BGB: Wenn eine Person von der anderen ab-
stammt. 

18  Das OLG Düsseldorf gibt in regelmäßigen Abständen eine „Tabelle“ heraus, in der es 
Vorschläge für die Beträge des Kindesunterhalts (gestaffelt nach dem Alter des Kindes und der 
Einkommenshöhe des Verpflichteten) und die Modalitäten der Errechnung des Ehegattenunter-
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einkommens der erwerbstätigen Person bzw. 3/7 der Einkommensdifferenz.19 Aller-
dings gibt es für die unterhaltsverpflichtete Person, in der Regel den Mann, einen 
Mindestselbstbehalt. Ist der Verpflichtete also nur wenig leistungsfähig im finanziellen 
Sinne, so geht dies zu Lasten der unterhaltsberechtigten Person. Die Lebensverhält-
nisse der Ehegatten bilden die Ausgangsgröße für die Berechnung des „angemesse-
nen Unterhalts“. Dies führt zu kaum realitätsgerechten Ergebnissen, denn getrennt-
lebende Personen und Familien benötigten mehr Geld, schon wegen der Unterhal-
tung zweier Haushalte.  

Des Bundesgerichtshof entschied im Sommer 2001,20 dass nunmehr die „Diffe-
renzmethode“ bei der Berechnung des Trennungs- oder Scheidungsunterhalts auch 
auf Frauen anzuwenden sei, die während der Ehe nicht erwerbstätig waren und sich 
erst nach der Trennung eine neue berufliche Tätigkeit und damit ein (partielles) Ein-
kommen verschafft haben. Damit wurde eine im Interesse der tatkräftigen Wieder-
eingliederung geschiedener Frauen unsinnige Unterscheidung aufgehoben, welche 
die Rechtsprechung bisher vorgenommen hatte. Da der Unterhaltsanspruch nach der 
Scheidung sich aus der zurückliegenden Zeit der Ehe ableitet, hatte die Rechtspre-
chung seit 1977 für nicht erwerbstätige Ehefrauen durchgängig die „Anrechnungs-
methode“ praktiziert. Sie erbringt im Vergleich zur Differenzmethode gerade dann ein 
ungünstigeres Ergebnis für die Frau, wenn diese erst aus Anlass der Trennung oder 
Scheidung eine Erwerbstätigkeit aufgenommen hat und nun Einkommen erzielt, das 
auf den 3/7-Anteil des Gehalts des vormaligen Alleinverdieners angerechnet wird.21 
Ein erklärtes Motiv für die BGH-Entscheidung war es, einen Anreiz für Eigenbemü-
hungen um die Erwerbsintegration zu setzen. So löblich dies ist, so immanent bleibt 
der Impuls, da sich an der Leistungsfähigkeit der Ex-Ehemänner nichts ändert.  

Die Rechtsordnung stuft den Ehegatten- und den Scheidungsunterhalt nach wie 
vor als bedeutendes soziales Versorgungssystem ein. Tatsächlich erweist er sich 
aber als Relikt aus den Zeiten der traditionellen Hausfrauenehe. Zwar wurde mit dem 
Ersten Eherechtsreformgesetz von 1976 die Feststellung der Schuld an der Zerrüt-
tung der Ehe abgeschafft und der nacheheliche Ehegattenunterhalt geschlechtsneu-
tral an differenziert geregelte Bedarfstatbestände gekoppelt. Die Entkopplung von 
Schuld und Unterhalt erreichte jedoch keine flächendeckende Akzeptanz, sondern 
                                                                                                                                        

halts einschließlich Selbstbehaltsbeträge (für den Verpflichteten) macht. Andere Oberlandesge-
richte geben ebenfalls „Tabellen“ heraus, die geringfügig abweichen.  

19  Eine Werbungskostenpauschale, Schulden und der Kindesunterhalt werden zuvor abgezogen.   
20  BGH, Entscheidung vom 13.6.01, Az: XII ZR 343/99 (Pressemitteilung Nr. 44/2001), vgl. Bericht 

in Frankfurter Rundschau vom 15.6.01. 
21  Die Anrechnungsmethode kam bislang zum Einsatz, wenn angenommen wurde, dass die 

Aufnahme der Erwerbstätigkeit nicht den ehelichen Lebensverhältnissen entsprach, d.h. die 
bezahlte Tätigkeit wäre nicht aufgenommen worden, wenn sich die Eheleute nicht getrennt 
hätten. Der 3/7-Anteil wurde daher nur vom Erwerbseinkommen des Verpflichteten während der 
Ehe errechnet, eigener Verdienst der Frau aus der neuen Erwerbstätigkeit wird angerechnet. 
Günstiger verläuft die Rechenoperation, wenn angenommen wird, dass die Aufnahme der 
Erwerbstätigkeit schon während des Zusammenlebens geplant worden ist. Dann wird der 3/7-
Anteil aus der Einkommensdifferenz beider Eheleute errechnet (Differenzmethode). Das ergibt 
in der Regel einen deutlich höheren Betrag.  
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rief frauenfeindliche Kampagnen interessierter Männerkreise hervor und provozierte 
Unterstellungen, dass Frauen mutwillig Ehen zu Bruch gehen und sich dennoch an-
schließend lebenslang alimentieren ließen. Eine Ausdehnung der Ausschluss- und 
Kürzungstatbestände im Unterhaltsrecht (vgl. § 1579 BGB) war die Folge.22 In der 
Hitze öffentlicher Debatten, in denen sich „unterhaltsgeknechtete“ (Deubner 1972) 
und bezüglich ihrer Kinder zu „Zahlvätern“ degradierte Männer geschickt in Szene 
setzten und nach wie vor setzen, wird allzumal vergessen, dass Frauen, die nach der 
Scheidung allein mit ihren Kindern leben, eine erhebliche und zum Großteil dauer-
hafte Einbuße an materiellen Ressourcen hinzunehmen haben (vgl. Andreß/-
Lohmann 2000). Ehegattenunterhalt, der ihnen mutmaßlich zustehen würde, fordern 
sie oft gar nicht erst, denn Erfahrungen anderer Geschiedener belegen, dass hier 
Aufwand, Ärger und Ertrag vielfach in keinem sinnvollen Verhältnis stehen (Berg-
hahn-Wolffram 1992, 245 ff.).23 Viele Unterhaltsansprüche sind oder wären so 
gering, dass die Frau davon ohnehin nicht leben könnte (Caesar-Wolf/Eidmann 
1985; Berghahn-Wolffram 1992). Daher sprechen nicht nur gleichberechtigungspoli-
tische oder „männerschonende“ Gründe gegen den Unterhalt als Versorgungssy-
stem, sondern vor allem seine finanzielle Defizienz. Als soziales Versorgungssystem 
funktioniert der Ehegattenunterhalt schon während der „intakten“ Ehe nur unzurei-
chend, erst recht versagt er nach der Scheidung.  

Unterhalt sogar für die Mutter eines nichtehelichen Kindes 

Noch problematischer wird das System des Ehegattenunterhalts, wenn man seine 
faktische Erweiterung auf „eheähnliche“ Lebensgemeinschaften und seine förmliche 
Ausdehnung auf Eltern eines nichtehelichen Kindes betrachtet. Eheähnlich lebende 
heterosexuelle Paare haben keinen gegenseitigen Unterhaltsanspruch, sie können 
sich nur durch Vertrag zum Unterhalt verpflichten, was jedoch sehr selten geschieht. 
Dennoch wird ihnen juristisch unterstellt, finanziell für die andere Person einzustehen 
und damit faktisch einstehen zu müssen, ohne dass diese Person eine Berechtigung 

                                            
22  Sie wurden durch das Unterhaltsrechtsänderungsgesetz vom 20.2.1986, in Kraft seit 1.4.1986, 

gesetzlich festgeschrieben, nachdem sie zuvor durch Rechtsprechung bereits praktiziert 
wurden, zur Kritik vgl. Limbach 1984; Derleder 1985.  

23  Bei einer Aktenanalyse am Familiengericht wurde Mitte der achtziger Jahre in Berlin (West) bei 
61% der Scheidungen und sonstigen eherechtlichen Anträge (N= 678) kein Unterhalt gefordert 
oder gegenseitig oder einseitig darauf verzichtet. Nur in 25% der Fälle wurde 
Ehegattenunterhalt bei Trennung oder Scheidung als Gegenstand des Verfahrens überhaupt 
thematisiert, es kam in 9,4% der Fälle zu einem (gerichtlichen oder außergerichtlichen) 
Vergleich, bei 7,4% der Fälle kam es zu einer Unterhalt zusprechenden Gerichtsentscheidung. 
Im Durchschnitt wurden bei den Vergleichen 627 DM, bei den Gerichtsurteilen 553 DM 
monatlicher Unterhalt zugebilligt. Zum Teil war die festgelegte zeitliche Reichweite der positiven 
Unterhaltstitel aber nur sehr begrenzt. Wenn auch die Unterhaltspraxis der Gerichte nicht völlig 
einheitlich ist und zudem die sozioökonomischen Ausgangslagen in Deutschland vor allem 
regional und nach Stadt und Land differenziert sehr unterschiedlich sind, so lässt sich doch 
allgemein für die Vergangenheit und die Gegenwart ein allgemeiner Trend zur deutlichen 
Unterausschöpfung des Trennungs- und Scheidungsunterhalts feststellen. Rechtstatsachen-
forschung auf diesem Gebiet findet nur in geringem Ausmaß statt.  



20 

erhält.24 Was wie ein Widerspruch in sich klingt, gibt die herrschende Meinung in 
Literatur und Rechtsprechung als die zwangsläufige Folge der Beachtung des be-
sonderen Schutzes für die Ehe in Art. 6 Abs. 1 GG aus. Da Nicht-Eheleute nicht bes-
ser gestellt sein dürfen als Eheleute, diese sich aber gegenseitig unterhalten und für-
einander einstehen müssen, hat sich der Gesetzgeber entschieden, dass für ehe-
ähnliche Paare zwar dieselben Lasten, nicht aber dieselben Vorteile gelten sollen. 
Die Gleichstellung bei der Lastentragung vollzieht sich vor allem im Sozialrecht (s.u.). 
Zu den vorenthaltenen Vorteilen im Privatrecht zählt formal auch die Möglichkeit, 
Unterhalt vom Partner zu fordern. Allerdings ist gerade zu bezweifeln, dass es sich 
hier gesellschaftlich und sozialpolitisch um einen echten Vorteil handelt, denn als 
Versorgung funktioniert das Unterhaltssystem nur sehr unzureichend und schafft Ab-
hängigkeit.  

Ähnliches gilt für den neu ausgebauten Unterhaltsanspruch der Mutter eines 
nichtehelichen Kindes gegenüber dem Vater gemäß § 1615 l BGB. Bis 1995 führte 
dieser Unterhaltstatbestand ein Schattendasein.25 Mit dem Schwangeren- und Fami-
lienhilfeänderungsgesetz von 1995, das nach dem Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts vom 28. Mai 1993 notwendig wurde, um die Gesetzeslage dem Karlsruher 
Richterspruch zur Abtreibungsproblematik anzupassen, wurde der Unterhalts-
anspruch des § 1615 l Abs. 2 BGB (zum 1. Oktober 1995) von einem Jahr auf drei 
Jahre nach der Geburt des Kindes ausgedehnt. Außerdem wurde die Voraussetzung 
für den Erziehungsunterhalt (Satz 2) erweiternd abgeändert, so dass sie nahezu 
identisch ist mit dem Unterhaltstatbestand des § 1570 BGB, der für Geschiedene gilt. 
Eine Mutter eines nichtehelichen Kindes kann nunmehr vom Vater des Kindes 
Unterhalt für sich verlangen, „soweit“ von ihr „wegen der Pflege oder Erziehung des 
Kindes eine Erwerbstätigkeit nicht erwartet werden kann“ (§ 1615 l Abs. 2 Satz 2 
BGB). Mit der Kindschaftsrechtsreform von 1997 wurde der Tatbestand des § 1615 l 
Abs. 2 BGB ab 1. Juli 1998 erneut ausgeweitet, indem eine Verlängerung über das 
dritte Lebensjahr hinaus jetzt möglich ist, sofern es „unter Berücksichtigung der 
Belange des Kindes grob unbillig wäre, einen Unterhaltsanspruch nach Ablauf dieser 
                                            
24  Es wird angenommen, dass Paare mit einer gewissen Bindungsintensität (zusammen leben und 

wirtschaften) tatsächlich füreinander einstehen. Wollen sie diese Einstufung vermeiden, 
müssten sie sich faktisch trennen. Nicht die Betroffenen selbst können definieren, wie 
„eheähnlich“ ihr Zusammensein sein soll, vielmehr wird bei Vorliegen bestimmter Indizien 
angenommen, die Beziehung sei eheähnlich.  

25  Sein Abs. 1 verschaffte von jeher der nicht verheirateten Mutter eines Kindes einen Unterhalts-
anspruch während der Zeit des engeren Mutterschutzes (i.d.R. sechs Wochen vor bis acht 
Wochen nach der Geburt). Erwerbstätige Frauen waren und sind als Pflichtversicherte darauf 
meist nicht angewiesen. Der alte Abs. 2 sah und sieht in Satz 1 einen Unterhaltsanspruch für 
die Zeit danach vor, „soweit die Frau einer Erwerbstätigkeit nicht nachgeht, weil sie infolge der 
Schwangerschaft oder einer durch die Schwangerschaft oder Entbindung verursachten Krank-
heit dazu außerstande ist“. Hier werden fast nur medizinische Gründe für die unterlassene Er-
werbstätigkeit akzeptiert. Gleichgestellt war auch vor der Ausdehnung des Tatbestands aller-
dings der Fall, dass das Kind nicht anderweitig versorgt werden und die Frau deshalb nicht er-
werbstätig sein kann (§ 1615 l Abs. 2 Satz 2 BGB). Damit war die Mutter gezwungen, alle Mög-
lichkeiten anderweitiger Kinderbetreuung wahrzunehmen; sie konnte, ohne ihren Unterhaltsan-
spruch einzubüßen, nicht einfach beschließen, dass es für das Kind besser wäre, wenn sie es 
selbst betreute. In der Realität bestanden solche Ansprüche daher sehr selten. 
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Frist zu versagen“. Zudem wurde auch dem Vater des nichtehelichen Kindes ein ent-
sprechender Anspruch gegen die Mutter eingeräumt, wenn er das Kind betreut 
(§ 1615 l Abs. 5 BGB). 

Kritisch ist anzumerken, dass die gesetzgeberische Maßnahme kaum dazu 
dient, der Frau eine bessere Ressourcengrundlage während der Erziehungszeit zu 
schaffen. Denn in der Regel wird die Frau nur sehr ungern von dem Vater ihres Kin-
des abhängig sein wollen. Sie wäre zudem leichter erpressbar z.B. mit unangemes-
senen Forderungen nach einer Überlassung von Bestimmungsrechten über das 
Kind. Außerdem dürfte das Einkommen des Kindsvaters für den vollen Unterhalt der 
Frau selten reichen. Die Hauptfunktion des erweiterten Unterhaltstatbestandes 
besteht daher in der Ausdehnung des Kreises der privatrechtlich Leistungspflichti-
gen. In solchen Fällen hat der Staat nämlich die Möglichkeit, die verausgabten Sozi-
alleistungen ganz oder teilweise zurückzufordern (vgl. § 91 BSHG, § 203 SGB III) 
oder zu erreichen, dass die bedürftige Person aus Rücksicht auf den Unterhalts-
pflichtigen gar keine (subsidiären) Sozialleistungen in Anspruch nimmt.  

Unterhaltspflichten für eingetragene gleichgeschlechtliche Paare 

Seit dem 1. August 2001 können sich gleichgeschlechtliche PartnerInnen in ein amt-
liches Register eintragen lassen und damit gegenseitige Unterhaltspflichten begrün-
den. Die Institution Ehe und die Rechte von Eheleuten bleiben davon unberührt. Die 
Reform lässt erkennen, dass das neue Rechtsinstitut der „eingetragenen Lebens-
partnerschaft“ trotz aller Dementis stark dem Leit-Rechtsinstitut der Ehe nachemp-
funden wurde. Die rotgrüne Bundesregierung musste sich im Gesetzgebungsverfah-
ren gegen den Vorwurf zur Wehr setzen, die Schaffung eines neuen Rechtsinstituts 
werde die verfassungsrechtliche institutionelle Garantie der Ehe aushöhlen. Um die-
sen Vorwurf zu entkräften, bemühten sich die ProtagonistInnen des Projekts, den 
systemstabilisierenden Zweck und voraussichtlich konstruktiven Effekt der Einfüh-
rung des neuen Rechtsinstituts öffentlich zu preisen.  

2.4 Das Sozial(leistungs)system 

Das bundesdeutsche Sozialrecht ist von einer dualistischen Einteilung in Sozialversi-
cherungs- und (steuerfinanziertes) Sozialrecht geprägt (vgl. Leibfried/Tennstedt 
1985). Während mit dem Sozialversicherungsrecht die typischen Risiken eines 
männlichen Normalarbeitnehmerdasein (Alter, Invalidität, Krankheit, Arbeitsunfall, 
Arbeitslosigkeit) abgesichert werden, stehen für Frauen zur Abdeckung spezifischer 
Bedarfslagen, die sich aus der Gebärfähigkeit, der einseitigen Zuschreibung von 
Kindererziehungsaufgaben und dem höheren Risiko allgemeiner Diskriminierung er-
geben, häufig nur „soziale Hilfen“ zur Verfügung.  
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Alleinerziehende als besondere Armutsrisikogruppe 

So kann eine alleinerziehende Mutter während der ersten Lebensjahre des Kindes 
den Lebensunterhalt - alternativ zur Erwerbstätigkeit - auch durch eine Kombination 
aus Erziehungsgeld und Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Bundessozialhilfege-
setz finanzieren. Allerdings darf sie, wenn sie die Ansprüche nicht verlieren will, nicht 
„eheähnlich“ mit einem Mann zusammenleben. Nicht wenige junge Frauen mit guten 
Bildungs- und Ausbildungsvoraussetzungen nehmen den niedrigen Lebensstandard, 
spätere Sicherungsnachteile und bürokratische Kontrolle über ihre Lebensführung in 
Kauf, um sich für eine als begrenzt geplante Zeit ganz der Kleinkinderziehung wid-
men zu können, ohne in die persönliche Abhängigkeit von einem Ernährer zu gera-
ten (Mädje/Neusüß 1996). Dieses Arrangement darf jedoch nicht idealisiert werden, 
denn selbst wenn man die wenig günstigen Lebensbedingungen während dieser 
Phase beiseite lässt, so haben doch beileibe nicht alle Alleinerziehenden, die Famili-
enleistungen und Sozialhilfe in Anspruch nehmen, so gute Qualifikationsvorausset-
zungen und so viel Glück, dass ihnen nach der Kleinkinderziehungsphase der Ein-
stieg oder Wiedereinstieg ins nachhaltig sichernde Erwerbsleben gelingt.  

Alleinerziehende sind statistisch nämlich von einem deutlich erhöhten Armuts-
risiko betroffen. Dies gilt für den Westteil Deutschlands in besonderem Maße, wie 
etwa ein Vergleich mit Ostdeutschland, Schweden, aber erstaunlicherweise auch mit 
Großbritannien ergab (Behrendt 2000).26 Zwar gibt es in (Gesamt-)Deutschland weni-
ger Familien, die nur aus Mutter und Kind(ern) bestehen (ca. 12%), während diese 
Familienform in Schweden einen Anteil von 17% und in Großbritannien sogar von 
21% einnimmt (ebd., 140). Unter den Familien, die ein Haushaltseinkommen unter-
halb der Armutsgrenzen von 60%, 50% oder 40% des Medianeinkommens haben, 
weist Westdeutschland die höchsten Anteile von „armen“ alleinerziehenden Frauen 
(40%: 38,6%; 50%: 51,7; 60%: 60,5%) auf. Die geringsten Anteile sind in Schweden 
(40%: 1,4%; 50%: 4,9%; 60%: 15,6%) zu finden, mehr hat Ostdeutschland (40%: 
5,7%; 50%: 25%; 60%: 43,7%), sodann folgt Großbritannien als Land mit den zweit-
höchsten Anteilen (40%: 12,9%; 50%: 32,5%; 60%: 57%) (ebd., 143). Es versteht 
sich fast von selbst, dass „bedarfsgeprüfte Sozialleistungen“ (z.B. Sozialhilfe) für 
arme Alleinerziehende eine große Bedeutung unter den Einkommensarten besitzen, 
hier allerdings liegt Großbritannien vorne und Westdeutschland auf Platz zwei (Ost-
deutschland: 39%; Westdeutschland: 54,2%; Schweden: 28,4%; Vereinigtes König-
reich: 73,9%) (ebd., 155). Erwerbseinkommen ist in Deutschland bei „armen“ Allein-
erziehenden zu einem Drittel bzw. einem Fünftel vorhanden (Ostdeutschland: 20,6%, 
Westdeutschland: 33,4%, Schweden: 3,8%; Vereinigtes Königreich: 10,3%), jedoch 
fallen diese Personen dann unter den Begriff der „working poor“, weil sie vornehmlich 
ein geringes Teilzeiteinkommen verdienen (ebd., 155, Tabelle 2).27  

                                            
26  Die Angaben beruhen auf der Luxemburg Income Study, die Zahlen aus der ersten Hälfte der 

neunziger Jahre verwertet hat.  
27  Behrendt 2000, 155, Tabelle 2 „Gewicht von einzelnen Einkommenskomponenten im 

Haushaltsbudget und Anteil der Bezieherinnen“,  S. 152 Abbildung 7: „Armutsrisiko für 
Alleinstehende“ (bezogen auf Alleinerziehende mit einem Einkommen unter 50% des 
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Abgeleitete Sicherungen für Ehefrauen und Kinder 

Nach diesem Exkurs wieder zurück zur bundesdeutschen Rechts- und Sozialord-
nung: Bei verheirateten Frauen wird die eigene, oft lückenhafte Sicherung mittels 
Erwerbsarbeit ergänzt durch Ansprüche, die über die Ehe mit einem Normalarbeit-
nehmer abgeleitet sind. Ehefrauen und Kinder werden auf diese Weise u.U. in der 
Familienversicherung des Ehemannes/Vaters gegen Krankheit mitversichert; nach 
dem Tode des Normalarbeitnehmers erhalten sie eine Witwen- bzw. Waisenrente.28 
Selbstverständlich gibt es heute in der gesetzlichen Sozialversicherung keine ge-
schlechtsspezifisch unterschiedlichen Regelungen für Männer und Frauen mehr.29 
So erhalten Ehemänner seit 1986 eine Witwerrente unter den gleichen Vorausset-
zungen wie verwitwete Ehefrauen, obwohl sie ihrer wegen deutlich höherer eigener 
Rentenansprüche weit weniger bedürfen. Äußerlich gesehen wurden die Regelungen 
also dem Gebot der Gleichberechtigung angepasst, man erkennt im grundsätzlichen 
Zuschnitt jedoch noch die alten Konturen der patriarchalen Arbeitsteilung bzw. der 
Hausfrauenehe, wo die Witwenrente als Unterhaltsersatz diente.  

Unterhaltsvorschuss für Kinder 

Kennzeichnend für das alte Ehe- und Versorgungsleitbild ist die Hauptzuständigkeit 
des männlichen Ernährers für die Unterhaltung der ganzen Familie, selbst wenn es 
sich nicht um die eigenen Kinder des Mannes handelt. Der Gesetzgeber hielt es bei-
spielsweise für selbstverständlich, dass eine Mutter, die von der Unterhaltsvor-
schusskasse den Regelbetrag des Kindesunterhalts erhält,30 weil der Kindesvater 
nicht zur Zahlung willens und/oder in der Lage ist, die Sozialleistung (als Ersatz für 
den ausbleibenden privatrechtlichen Unterhalt) verliert, wenn sie einen Mann heira-
tet, auch wenn er nicht der Vater des Kindes ist.31 Ähnliches gilt für das Sozialhilfe-
recht. Dort wird ebenfalls erwartet, dass der Ehemann seine Stiefkinder ernährt, d.h. 
                                                                                                                                        

Medianeinkommens) und S. 153, Abbildung 8: „Armutsrisiko für Alleinerziehende nach Anteil 
der Arbeitsstunden in Erwerbsarbeit“.  

28  Dies gilt allerdings nur für die Zweige der Sozialversicherung, nicht für private Versicherungen.  
29  Wohl aber in der privaten Versicherung, z.B. müssen Frauen in der Krankenversicherung 

höhere Beiträge zahlen. 
30  Der „Regelbetrag“ müsste eigentlich „Mindestbetrag“ heißen. Diese Mindestbeträge werden 

gesetzlich bzw. auf dem Verordnungswege festgesetzt. Während die Person, bei der das Kind 
lebt, gegenüber dem barunterhaltspflichtigen Elternteil einen Anspruch auf ein dem Einkommen 
des Verpflichteten entsprechenden Kindesunterhalt hat, beläuft sich der Anspruch gegen die 
Unterhaltsvorschusskasse nur auf den festgesetzten Mindestbetrag. Dieser ist nach dem Alter 
des Kindes gestaffelt. Die Unterhaltsvorschusskasse springt zudem nur für längstens sechs 
Jahre und nur bis zum zwölften Lebensjahr des Kindes ein. Vor 1992 waren es höchstens drei 
Jahre bis zum sechsten Lebensjahr des Kindes.  

31  Vgl. § 1 UnterhVorschG. Für verheiratete, mit dem jeweiligen Ehegatten zusammenlebende 
Mütter (oder Väter) gibt es dort keinen Anspruch, egal mit wem sie verheiratet sind. § 1 Abs. 3 
regelt zudem, dass ebenfalls kein Anspruch besteht, wenn die Eltern nichtehelich 
zusammenleben oder die Mutter sich weigert, Auskünfte über den Vater des Kindes zu erteilen.  
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für den eigentlich unterhaltspflichtigen Vater einspringt, wenn dieser nicht zahlt oder 
sein Barunterhalt nicht den tatsächlichen Bedarf deckt.32 

In den letzten Jahren ist der Gesetzgeber verstärkt dazu übergegangen, den 
Vater eines nichtehelichen Kindes als Kostenträger und Mitfinancier der Mutter-
Kindfamilie heranzuziehen. Die Ausweitung des § 1615 l BGB wurde schon darge-
stellt. Aber auch im Rahmen des Erziehungsgeldgesetzes ist eine solche Ausdeh-
nung festzustellen. Hier werden seit 1. Januar 1993 nicht-verheiratete Eltern, wenn 
sie eheähnlich zusammenleben, finanziell genauso behandelt wie zusammenlebende 
Eheleute (vgl. § 6 Abs. 3, § 5 Abs. 2 BErzGG). 

Erziehungsgeld 

Die Leistung des Erziehungsgeldes, im Jahre 2000 in „Elterngeld“ umbenannt,33 ba-
siert auf einer Konstruktion, die davon ausgeht, dass das (voraussichtliche) Einkom-
men des Partners (oberhalb einer Freigrenze für das Paar) angerechnet wird, wenn 
er mit der Mutter zusammenlebt, selbst wenn er nicht mit ihr verheiratet ist. Allerdings 
muss er – anders als in den vorgenannten Fällen - der Vater des Kindes sein. Sein 
Einkommen wird also angerechnet, wenn es um die Zahlung der monatlichen 600 
DM Erziehungsgeld ab dem siebten Lebensmonat34 des Kindes geht. Er ist dann fak-
tisch der Allein- oder Haupternährer der Familie.35 Vom siebten Lebensmonat des 
Kindes an beträgt die Einkommensgrenze seit 1. Januar 2001 32.200 DM für verhei-
ratete bzw. zusammenlebende Eltern und 26.400 DM für Alleinerziehende. Das über 
diesen Freibetrag und einen weiteren für andere Kinder36 hinausgehende Einkom-
men der Eltern bzw. des alleinerziehenden Elternteils wird stufenweise angerechnet. 
Neu ist die Möglichkeit, das Erziehungsgeld, das weiterhin im Normalfall 600 DM be-
trägt, auf 900 DM monatlich zu erhöhen, wenn dafür die Bezugszeit auf ein Jahr be-
grenzt wird. Wenn dies auch einen Zugewinn an Flexibilität bedeutet, so fällt doch 
auf, dass der Staat sich hier nicht dazu durchringen konnte, den gesamten einge-
sparten Betrag zu budgetieren.37  

                                            
32  Vgl. § 16 BSHG. Danach wird vermutet, dass ein Hilfesuchender (hier das Kind), wenn es mit 

Verwandten oder Verschwägerten (hier Stiefvater) in einer Haushaltsgemeinschaft lebt, von 
diesen Personen Leistungen zum Lebensunterhalt erhält, soweit dies nach ihrem Einkommen 
und Vermögen erwartet werden kann.  

33  Zur Reformbedürftigkeit am Ende der Ära-Kohl vgl. Berghahn 1999b.  
34  In den ersten sechs Monaten besteht eine Einkommensgrenze von 100.000 DM für verheiratete 

bzw. zusammenlebende Eltern und 75.000 für Alleinerziehende; überschreitet das Einkommen 
diesen Betrag, so entfällt die Zahlung des Erziehungsgeldes ganz. 

35  Allerdings konnte die das Erziehungsgeld und den Erziehungsurlaub in Anspruch nehmende 
Person auch vor der rotgrünen Reform schon Teilzeit arbeiten, jedoch nur bis zu 19 Stunden 
wöchentlich (§ 2 BErzGG).  

36  Neuerdings 4.800 DM pro weiteres Kind (ab 2002 5.470 DM und ab 2003 6.140 DM). 
37  Weitere Veränderungen sind die Verschiebbarkeit eines Elternjahres bis zum 8. Lebensjahr des 

Kindes, die Möglichkeit der gleichzeitigen Inanspruchnahme der Elternzeit durch beide Eltern, 
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Bei seinem erstmaligen Inkrafttreten, am 1. Januar 1986, konnten nur eheliche 
Väter das Erziehungsgeld erhalten und den Erziehungsurlaub in Anspruch nehmen. 
Seit dem 1. Januar 1993 können auch nichteheliche, nichtsorgeberechtigte Väter Er-
ziehungsgeld und „Erziehungsurlaub“ bzw. „Elternzeit“ in Anspruch nehmen, aller-
dings nur mit Zustimmung der Mutter (§ 15 Abs. 1 BErzGG). Seit diesem Zeitpunkt 
wird ihr Einkommen aber selbstverständlich für die Bewilligung des Erziehungs-
geldes ebenso herangezogen, wenn – wie bei 98% aller Erziehungsurlauber üblich 
(BT-Drucks. 13/6577, 1) – die Mutter das Kind betreut.  

Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe 

Die bekanntesten subsidiären, d.h. nachrangigen Sozialleistungen sind die Arbeitslo-
senhilfe nach dem AFG/SGB III und die Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem BSHG. 
Sie werden nur bei Bedürfigkeit gewährt, und dabei zählt neben dem eigenen Ein-
kommen und Vermögen der betroffenen Person in erster Linie das Einkommen und 
Vermögen des (nicht dauernd getrenntlebenden) Ehegatten. Wer einen einigerma-
ßen verdienenden Ehegatten hat, gilt daher meist nicht als bedürftig. Ob und wieviel 
der Ehegatte ihm tatsächlich zukommen lässt, ist sozialrechtlich nicht von Belang. 
Bei beiden Sozialleistungen ist im Gesetz vorgeschrieben, dass die gleiche Behand-
lung auch eheähnliche Paare trifft (§ 193 Abs. 2 SGB III, § 122 BSHG). Hier werden 
Einkommen und Vermögen des Partners ebenfalls herangezogen und auf den 
Bedarf der hilfebedürftigen Person angerechnet. Dennoch kann diese nach 
bürgerlichem Recht keinen Unterhalt von ihrem Partner verlangen (s.o.). 

Statistisch drücken sich die Effekte der Ehegattensubsidiarität darin aus, dass im 
alten Bundesgebiet die Quoten der Arbeitslosenhilfeempfängerinnen seit jeher deut-
lich unter derjenigen der Männer lagen und liegen. So erhielten beispielsweise im 
Jahre 1998 40,9% der arbeitslos gemeldeten Frauen Arbeitslosengeld, bei den Män-
nern waren es 43,9%. Arbeitslosenhilfe erhielten 24,5% der gemeldeten weiblichen 
Arbeitslosen und 39,3% der männlichen (Klammer u.a. 2000, 289) (vgl. Schaubild 2). 
Bei den Leistungsfällen „Arbeitslosengeld“ betrug das Verhältnis von Frauen zu 
Männern 41,8% zu 58,2%, beim Leistungsfall „Arbeitslosenhilfe“ dagegen 32,5% zu 
67,5% (vgl. Schaubild 3). Dass die Diskrepanz bei der Arbeitslosenhilfe deutlich 
höher ist als beim Arbeitslosengeld, deutet auf den Ausschlussmechanismus wegen 
der Bedürftigkeitsprüfung hin. Eine Sonderauswertung für die Zeit zwischen 1983 
und 1990 ergab, dass der Frauenanteil derjenigen, die nach dem Auslaufen von 
Arbeitslosengeld keine Anschluss-Arbeitslosenhilfe mehr erhielten, bei 76-79% lag 
(ebd., 285).38  
                                                                                                                                        

die Aufhebung der Unvereinbarkeit von Arbeitslosengeld und Erziehungsgeld (jetzt möglich bei 
vorheriger/fiktiver Erwerbstätigkeit von bis zu 30 Stunden wöchentlich), sowie vor allem die 
Einführung eines Anspruchs auf Teilzeitarbeit, soweit dringende betriebliche Gründe nicht 
entgegenstehen. Der Teilzeitanspruch gilt in Betrieben mit mehr als 15 Beschäftigten. Die 
verringerte Arbeitszeit kann von 15 bis 30 Stunden betragen.  

38  Nach dem Arbeitslosenhilfeurteil des Bundesverfassungsgerichts von 1992 wurden die 
Freibeträge für die Nicht-Anrechnung von Partnereinkommen in Relation zum individuellen 
Partnereinkommen erhöht, so dass die Zahl der ArbeitslosenhilfebezieherInnen anstieg und 
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Im Osten Deutschlands verhalten sich die Relationen von Frauen und Männern 
bei der Arbeitslosenhilfe gegenläufig zu den Verhältnissen im Westen. 1998 waren 
60,1% der Arbeitslosenhilfeempfängerinnen weiblich, 39,9% männlich (ebd., 289 u. 
CD-Rom Tabelle 7.A.5) (vgl. Schaubild 3). In den neuen Bundesländern erhalten 
daher auch - bezogen auf die Zahl der arbeitslos gemeldeten Frauen bzw. Männer - 
anteilig mehr Frauen als Männer Arbeitslosenhilfe (Frauen: 44,4%, Männer: 34,7%) 
(vgl. Schaubild 2). Beim Arbeitslosengeld ist das Verhältnis dagegen ähnlich wie im 
Westen: Hier beziehen mehr Männer als Frauen Arbeitslosengeld (Frauen: 45,6%, 
Männer: 54,4%) (ebd., 289), und das, obwohl es dort absolut und anteilig mehr 
arbeitslose Frauen als Männer gibt. Die höhere Quote der Frauen bei der 
Arbeitslosenhilfe und die geringere beim Arbeitslosengeld ist darauf zurückzuführen, 
dass sie von Langzeitarbeitslosigkeit stärker betroffen sind. Außerdem fällt die 
Bedürftigkeitsprüfung im Haushaltszusammenhang wegen der im Vergleich zum 
Westen geringeren Einkommen der Ehemänner (noch?) nicht so ungünstig aus 
(ebd., 284, 289).  

                                                                                                                                        
sich das Verhältnis von Frauen zu Männern geringfügig zugunsten der Frauen verschob. Der 
Freibetrag für den verdienenden Partner wurde nun in Höhe seiner fiktiven Arbeitslosenhilfe 
bzw. in Höhe des steuerlichen Existenzminimums angesetzt, hinzu kommen Beträge für 
Unterhaltszahlungen an weitere Personen. Damit trat eine individuelle Dynamisierung der 
Freibeträge ein, vorher galten feste, relativ niedrige Freibeträge. Dass sich die grundsätzliche 
Asymmetrie zu Lasten der Frauen bei der Arbeitslosenhilfe dadurch nicht behoben hat, zeigen 
die zitierten Anteile für das Jahr 1998, s.o.  
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Schaubild 2: BezieherInnen von Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe* 
Früheres Bundesgebiet und Neue Bundesländer (1998) 

 

Schaubild 3: Frauen- und Männeranteile an den Leistungsfällen der 
Arbeitslosenversicherung 
Früheres Bundesgebiet und Neue Bundesländer (1998) 
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Zu der im Westen geringeren Quote von Leistungsbezieherinnen bei der Arbeitslo-
senhilfe muss die durchschnittlich geringere Höhe der Leistungen bei Arbeitslosigkeit 
von Frauen hinzugedacht werden. Schon beim Arbeitslosengeld besteht eine erheb-
liche Diskrepanz zwischen Frauen und Männern. 1998 erhielten Frauen im Westen 
durchschnittlich 1.028 DM monatliches Arbeitslosengeld, Männer dagegen 1.651 DM 
(im Osten: Frauen 1.087 DM, Männer 1.307 DM). Die durchschnittliche Höhe der 
Arbeitslosenhilfe betrug bei Frauen im Westen 810 DM, bei Männern 1.105 DM (in 
Ostdeutschland: 791 bzw. 971 DM) (ebd., CD-Rom Tabelle 7.A.6). Dass Frauen im 
Durchschnitt schon weniger Arbeitslosengeld erhalten als Männer, hängt mit den ge-
ringeren Netto-Verdiensten zusammen; das ohnehin geringere Entgelt schlägt durch 
die Lohnsteuerklassendynamik häufig weiter vermindernd zu Buche. Bei der Ar-
beitslosenhilfe wirkt sich nun zusätzlich die Kürzung der Ansprüche als Konsequenz 
der Anrechnung von Partnereinkommen (Bedürftigkeitsprüfung) aus. Dennoch ist die 
Diskrepanz von Leistungen an Frauen und Männer nicht mehr so groß wie beim Ar-
beitslosengeld. Dies liegt vor allem daran, dass es anteilig weniger männliche Lang-
zeitarbeitslose gibt. 

Bei der Sozialhilfe wirkt sich die Bedürftigkeitsprüfung ebenfalls nachteilig für 
Frauen aus. Es gibt zwei Arten von Leistungen: die Hilfe zum Lebensunterhalt und 
die Hilfe für besondere Lebenslagen. Von beiden Hilfearten sind Frauen stärker als 
Männer betroffen. So bezogen z.B. Ende 1997 2,89 Mio. Personen Hilfe zum 
Lebensunterhalt, 56% von ihnen waren Frauen (näheres ebd., 320 ff, 325). Diese 
Hilfeart dient zur längerfristigen Existenzsicherung von Personen, während für 
außergewöhnliche Notsituationen, etwa bei gesundheitlichen oder kurzfristigen 
sozialen Beeinträchtigungen, die Hilfe in besonderen Lebenslagen relevant ist.  

Anders als bei der Arbeitslosenhilfe wird bei der Hilfe zum Lebensunterhalt nach 
dem BSHG für die Berechnung der Gesamtbedarf des Paares oder der Familie, aus-
gedrückt in Regelsätzen und Zuschlägen für die einzelnen Personen, dem jeweiligen 
Gesamteinkommen gegenübergestellt. Die Differenz wird dann in Form von Sozial-
hilfe an die Bedürftigen gezahlt. Das bedeutet, dass verdienende Ehegatten oder 
eheähnliche Gefährten fast ihr gesamtes Einkommen oberhalb des eigenen Sozial-
hilfebedarfs (Regelsatz plus eventuelle Zuschläge, dabei ist auch ein Absetzbetrag 
für Erwerbstätige zu berücksichtigen) für ihre einkommenslose PartnerIn einsetzen 
müssen. Somit ist die Wahrscheinlichkeit, dass die Bedürftigkeit wegen des Einkom-
mens des Partners entfällt, bei Sozialhilfeempfängerinnen noch größer als bei Ar-
beitslosenhilfeempfängerinnen.  

Bedürftigkeitsprüfung führt zur Benachteiligung bei  
Beschäftigungsförderungsmaßnahmen 

Die Bedürftigkeit entfällt also bei der Sozial- und Arbeitslosenhilfe im Einzelfall, wenn 
ein ausreichend verdienender Ehegatte oder eheähnlicher Gefährte vorhanden ist. 
Dies hat zur Folge, dass in der Regel dann keine Chancen mehr bestehen, durch 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen oder Strukturanpassungsmaßnahmen der Bundes-
anstalt für Arbeit bzw. Programme der Sozialämter wieder in Beschäftigung zu ge-
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langen (s.u.). Denn die Förderung durch solche beschäftigungsschaffenden Maß-
nahmen erfolgt im allgemeinen nur bei Langzeitarbeitslosigkeit und – das ist hier 
problematisch - wenn die Voraussetzungen für Entgeltersatzleistungen erfüllt sind. 
Soweit die arbeitslose Person jedoch keine (subsidiären) Lohnersatzleistungen er-
hält, weil sie nicht als bedürftig gilt, erfüllt sie auch die Voraussetzungen für die För-
dermaßnahmen in der Regel nicht.39 Solche als durch die Ehe „versorgt“ geltenden 
Frauen werden erst wieder zum „Problemfall“ für das Arbeits- oder Sozialamt, wenn 
der Ehemann ebenfalls in Armut fällt oder die Frau plötzlich alleine dasteht.  

Abgeleitete Ansprüche in der Kranken- und Rentenversicherung 

In der gesetzlichen Kranken- und Rentenversicherung gibt es in diesem Sinne keine 
Einstandspflichten, vielmehr ist der Gedanke der Einstandsgemeinschaft hier da-
durch verwirklicht, dass es abgeleitete Ansprüche für nicht erwerbstätige Ehegatten, 
jedoch nicht für eheähnliche PartnerInnen gibt. In der gesetzlichen Krankenversiche-
rung drückt sich dies in der kostenlosen Mitversicherung von Ehepartnern und min-
derjährigen bzw. in Ausbildung befindlichen Kindern aus. Je nach Altersgruppe wa-
ren im Jahr 1995 in Westdeutschland 25,9-37,6% der weiblichen Angehörigen der 
jeweiligen Altersgruppen „mitversichert“. In den neuen Bundesländern waren es da-
gegen nur 5,1-9,6% (Klammer u.a. 2000, 293). Allerdings sind auch in Westdeutsch-
land die Zahl und der Anteil der eigenständig pflichtversicherten Frauen über die 
Jahrzehnte hinweg kontinuierlich gestiegen.  

In der gesetzlichen Rentenversicherung besteht nach wie vor die Möglichkeit, 
dem überlebenden Ehepartner eine Hinterbliebenenrente zu verschaffen. Es ist ein 
abgeleiteter Anspruch, der nicht Lohn-, sondern Unterhaltsersatz bereitstellen soll. 
Bislang betrug die („große“) Witwenrente 60% der Rente des verstorbenen Ehe-
gatten, im Rahmen der Rentenstrukturreform von 2001 (Altersvermögensgesetz) 
wurde sie (für jüngere Frauen) auf 55% abgesenkt.40 Seit 1986 wird beim 
Zusammentreffen von eigenem Erwerbs- oder Renteneinkommen und Hinterbliebe-
nenrente einheitlich für Frauen und Männer ein Teil des eigenen Einkommens auf die 
abgeleitete Rente angerechnet. Auf diese Weise wurden bei der Reform von 1985 
Männer und Frauen gleichgestellt, was das Bundesverfassungsgericht 1975 
gefordert hatte (BVerfGE 39, 169-196). Sein Auftrag, dabei eine eigenständige 
Alterssicherung für Frauen zu schaffen, wurde nicht erfüllt. 1992 stellte das Bundes-
verfassungsgericht in seinem „Trümmerfrauenurteil“ klar, dass die Hinterblie-
benenrente nicht unter den eigentumsähnlichen Schutz des Art. 14 GG falle 
(BVerfGE 87, 1-48) und daher zugunsten von sozialpolitisch sinnvollen 
Umverteilungen genutzt werden könne. Seither ist die Hinterbliebenenrente 
reformerisch zur Manövriermasse geworden.  
                                            
39  Das Arbeitsamt kann unabhängig vom Vorliegen der genannten Voraussetzungen die 

Förderungsbedürftigkeit bestimmter Arbeitnehmergruppen feststellen (§ 263 Abs. 2 SGB III), es 
müssen jedoch auch andere Problemgruppen, z.B. Jugendliche, ausreichend bedacht werden.  

40  Durch die Verhandlungen im Vermittlungsausschuss wurde die Absenkung in der Endphase 
des Gesetzgebungsverfahrens kinderbezogen korrigiert (Mai 2001).  
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Dies erscheint insofern grundsätzlich plausibel, als mit zunehmendem Aufbau 
eigener Rentenansprüche das Bedürfnis nach einer zusätzlichen abgeleiteten Siche-
rung von Ehefrauen entfällt, bei Männern hat es ohnehin nie flächendeckend bestan-
den. Problematisch ist jedoch, dass der Abbau der abgeleiteten Alterssicherung für 
Frauen nicht in Abstimmung mit den sozialen Tatsachen des Aufbaus einer eigen-
ständigen Sicherung geschieht. Angesichts der Kürzungen im Gesamtsystem der 
Rente und der stärkeren Betroffenheit von Frauen durch die Einschnitte (zur Kritik 
vgl. Kerschbaumer/Veil 2001; Langelüddeke/Rabe 2001), ist eher zu befürchten, 
dass die Situation von Frauen aus eigener Alterssicherung insgesamt (noch) 
schlechter wird und die abgeleitete Sicherung dennoch abgebaut wird. Ohnehin sind 
die Betroffenengruppen nicht deckungsgleich, denn nur Verheiratete erhalten eine 
Hinterbliebenenrente, unabhängig davon, ob sie einer Aufstockung bedürften. Zudem 
ist die Witwenrente in ihrer Höhe vom Rentenanspruch des Ehemannes abhängig, 
daran ändert auch die Wahlmöglichkeit des „Rentensplittings“ für Eheleute nichts, die 
mit der Reform von 2001 eingeführt wurde (s.u.).  

Dass (verwitwete) Frauen in vielen Fällen noch immer der Aufstockung durch 
eine Hinterbliebenenrente bedürfen, zeigen die Statistiken: Der Durchschnittsbetrag 
der Versichertenrenten von Frauen liegt im Westen nur etwa halb so hoch wie der 
Durchschnittsbetrag bei den Männern: 1998 erhielten Frauen durchschnittlich 853 
DM im Monat, Männer dagegen 1.832 DM. In den neuen Bundesländern erhielten 
Frauen und Männer höhere Renten aus eigener Erwerbstätigkeit, Frauen 1.147 DM 
und Männer 1.884 DM. Die Witwenrenten dagegen waren im Westteil für Frauen hö-
her: Diese erhielten 1.032 DM, im Ostteil 972 DM. Witwerrenten gingen im Westen in 
einer durchschnittlichen Höhe von 356 DM an Männer, in Ostdeutschland in Höhe 
von 382 DM (Klammer u.a. 2000, 306).  

Wenn es auch für Frauen bei einer Personenbetrachtung günstiger aussieht,41 
lässt sich doch zusammenfassend feststellen, dass Frauen in West und Ost, soweit 
sie nur eine eigene Versichertenrente oder lediglich eine Witwenrente beziehen, im 
Durchschnitt sehr wenig erhalten und allein davon nicht leben können. So sind sie 
letztlich auf Unterhalt oder ergänzende Sozialhilfe angewiesen, oder aber sie sind zu 
den verdeckten, „verschämten“ Armen zu zählen. 

                                            
41  Denn unter den ca. 8,6 Mio. westdeutschen Rentenbezieherinnen waren 1998 fast 2,4 Mio. 

„Mehrfachrentnerinnen“ mit einer Versicherten- und einer Witwenrente. Das ist mehr als ein 
Viertel. Gut die Hälfte der Frauen aber bezog nur eine Versichertenrente, jede fünfte bezog 
lediglich eine Witwenrente. In Ostdeutschland lag der Anteil der Mehrfachrentnerinnen sogar 
bei einem Drittel; nur eine Versichertenrente bezogen 60%, und lediglich eine Hinterbliebe-
nenrente floss 7,4% der Frauen zu. Betrachtet man die Höhe der Gesamtversorgung durch 
eigene und abgeleitete Renten, so haben nur die weiblichen Mehrfachrentnerinnen ein Versor-
gungsniveau, das dem der männlichen Rentner aus eigener Versicherung in etwa entspricht 
(Frauen mit Mehrfachrente West: 1.825 DM, Ost: 2.056 DM; Männer allein mit Versicher-
tenrente West: 1.834 DM, Ost: 1.885 DM). Die Mehrfachrentnerinnen des Ostens übertreffen 
dabei sogar die männlichen Einfachrentner in den neuen Bundesländern. Und wie schon bei 
den Erwerbstätigkeitsrenten haben die Frauen im Osten auch bei den Mehrfachrenten mehr als 
ihre westlichen Schwestern. Männliche Mehrfachrentner im Osten übertreffen ebenfalls ihre Ge-
schlechtsgenossen im Westen (West: 2.090 DM, Ost 2.217 DM) (Klammer u.a. 2000, 307). 
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Der Sozialleistungsregress 

Bedeutsam für die Wirkungsweise der Verknüpfungen von Familien- und Sozialrecht 
sind schließlich die Bestimmungen über den Regress der Sozialleistungsträger. Zahlt 
ein solcher Träger eine subsidiäre Sozialleistung an eine bedürftige Person, obwohl 
diese einen privatrechtlichen Unterhaltsanspruch gegen eine verwandte Person oder 
den Ehegatten/die Ehegattin hat, so besteht u.U. für den Sozialleistungsträger die 
Möglichkeit, die verausgabte Leistung vom Unterhaltspflichtigen zurückzufordern. 
Rechtstechnisch ist dies so geregelt, dass der privatrechtliche Anspruch aufgrund 
Gesetzes bis zur Höhe der gezahlten Leistung auf den Träger übergeht. Regressbe-
stimmungen dieser Art existieren im bundesdeutschen Recht für nahezu alle er-
wähnten subsidiären Leistungen. Allerdings wurde der Durchgriff auf die Unterhalts-
verpflichteten partiell beschränkt:  
► Keinen Übergang des (nicht erfüllten) Unterhaltsanspruchs (= Regress) auf 
den Träger der Sozialhilfe (§ 91 BSHG) gibt es: 

♦ seit 1974 bei Verwandtschaft zweiten oder entfernteren Grades 
(Sachße/Tennstedt 1982, 122), 

♦ seit 1992 gegen Eltern einer schwangeren Hilfeempfängerin bzw. Mutter eines 
Kindes bis zum 6. Lebensjahr. 

♦ Mit der Rentenreform von 2001 (Altersvermögensgesetz) wird für über 65-Jäh-
rige (und aus medizinischen Gründen dauerhaft voll Erwerbsgeminderte ab 18 Jah-
ren) zum 1.1.2002 eine Art Grundsicherung durch Sozialhilfe eingeführt. Die Leistung 
ist zwar weiterhin abhängig von der Bedürftigkeit, dabei findet jedoch kein Unterhalts-
rückgriff mehr gegenüber Eltern oder Kindern der hilfsbedürftigen Person statt, wenn 
die unterhaltspflichtige Person ein Jahreseinkommen unter 100.000 Euro hat.42  
► Auch im Bereich der Arbeitslosenhilfe gelten Unterhaltsansprüche gegen Ver-
wandte zweiten und entfernteren Grades nicht mehr als Einkommen, d.h. sie werden 
nicht angerechnet. Das gleiche gilt für Unterhaltsansprüche, die eine volljährige ar-
beitslose Person gegen Verwandte ersten Grades hat, aber nicht geltend macht 
(§ 194 Abs. 3 Nr. 11 SGB III) (seit 1993).  
► Beim BAföG existiert ausnahmsweise keine Regressmöglichkeit gegenüber 
dem Ehegatten, d.h. wenn Einkommen (und Vermögen) des Ehegatten ausnahms-
weise nicht bei der Bewilligung zugrundelegt und angerechnet wurde(n), sondern die 
Behörde insofern vorgeleistet hat, so hat sie keine Möglichkeit mehr, das Geld vom 
Unterhaltsschuldner zurückzufordern.43  

                                            
42  Pressemitteilung des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung vom 11.5.2001, 

http//www.bma.de/index.cfm? (Pressemitteilungen), Download vom 2.10.01. 
43  Lange Zeit war zudem umstritten, ob dauernd getrenntlebende Ehegatten überhaupt BaföG-

rechtliche Einstandspflichten haben, dazu wurden kontroverse Meinungen vertreten und das 
Gesetz mehrfach geändert. Das BVerfG entschied 1985 (FamRZ 1986, 143), dass es nicht an-
gehe, dauernd getrenntlebende Ehegatten wie zusammenlebende zu behandeln. Heute ist 
daher in § 11 Abs. 2, der die Anrechnung von Einkommen und Vermögen des Auszubildenden, 
seines Ehegatten und der Eltern (in dieser Reihenfolge) vorsieht, explizit bestimmt, dass nur der 
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Die Durchbrechungen zeigen, dass es sich ganz überwiegend um faktische Auf-
lockerungen des Verwandtenunterhalts handelt. Im Verhältnis von Ehegatten unter-
einander und zwischen eheähnlichen GefährtInnen wird die Unterhalts- oder 
Einstandspflicht bei allen subsidiären Sozialleistungen (mit Ausnahme des BAföG) 
regressrechtlich konsequent sanktioniert. Bedenkt man, dass durch die Ausweitung 
von Unterhaltspflichten für Mütter/Väter nichtehelicher Kinder und (eingetragene) 
gleichgeschlechtliche PartnerInnen gleichzeitig eine Ausweitung der Rückgriffsmög-
lichkeiten von Sozialbehörden vollzogen wurde, so wird deutlich, dass die Entwick-
lungen in den beiden Unterhaltsdimensionen gegenläufig sind und der Unterhalt auf 
der Paarebene im Gegensatz zum Unterhalt unter Verwandten offenbar nach wie vor 
zu den festen Säulen der Sozialpolitik zählt.  

Unterhalt und Regress in Schweden 

Auf den ersten Blick erscheint die regressrechtliche Untermauerung von privatrechtli-
chen Unterhaltspflichten logisch und konsequent, um die Erfüllung dieser Pflichten 
für die Praxis durchzusetzen. Anderenfalls bräuchte der Staat privatrechtliche Unter-
haltsansprüche gar nicht erst zu statuieren, wenn er sie nicht als vorrangig gegen-
über seinen eigenen subsidiären Ersatzzahlungen durchzusetzen bereit wäre. Die 
Verknüpfung der Subsidiarität mit Regressmöglichkeiten des Staates ist jedoch kei-
neswegs überall so selbstverständlich wie im deutschen Recht. So zeigt das schwe-
dische Beispiel, wie ohne allzu große Veränderung der materiell-rechtlichen Vor-
schriften der Staat faktisch auf die Vorrangigkeit des privatrechtlichen Unterhalts ver-
zichtet hat.  

In Schweden, dem Musterstaat individueller und universalistischer Existenz-
sicherung, bestehen allerdings seit geraumer Zeit vergleichsweise geringere 
Unterhalts- und Einstandspflichten unter Erwachsenen. Dort existiert seit 1979 nicht 
einmal mehr eine Pflicht zur Unterhaltung volljähriger Kinder in der Ausbildung. Die 
staatlichen Studienbeihilfen bestehen zum Teil aus Darlehen, so dass es der eigenen 
Verantwortung der Kinder obliegt, kürzere oder längere Ausbildungen zu absolvieren 
und so die Schuldenlast bei Berufsstart zu regulieren. Eine generelle gegenseitige 
Unterhaltspflicht unter erwachsenen Verwandten, wie etwa zwischen Großeltern und 
Enkeln, hat es in Schweden nie gegeben (Agell 1997). Unterhaltspflichten unter Ehe-
gatten enden mit der Scheidung, spätestens aber nach einem Überbrückungszeit-
raum. Für eheähnlich Zusammenlebende gibt es – wie in Deutschland - keine gegen-
seitige Unterhaltspflicht, wenn auch seit 1988 ein Gesetz über das „Gemeinsame 
Heim Zusammenlebender“ existiert. Seit 1979 existiert jedoch eine (subsidiäre) Un-
terhaltspflicht gegenüber dem Kind einer Partnerin, das im gemeinsamen Haushalt 
lebt (ebd., 166).  

Die Beschreibung der materiell-rechtlichen Unterhaltsansprüche ergibt ein fal-
sches Bild, wenn der Regress der schwedischen Sozial(bei)hilfeträger ausgeblendet 

                                                                                                                                        
nicht dauernd getrennt lebende Ehegatte gemeint ist, sofern das BAföG nichts anderes be-
stimmt.  
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wird. Dieser wurde im Laufe des 20. Jahrhunderts nach und nach eingeschränkt. 
Obwohl die Pflicht zum gegenseitigen Unterhalt von Eltern und erwachsenen Kindern 
erst 1979 abgeschafft wurde, gab es schon seit 1956 keine Regressmöglichkeit mehr 
für diesen Fall. Es bestanden nur noch Regressmöglichkeiten für die Kommunen ge-
genüber Ehepartnern und Eltern von Kindern unter 16 Jahren (ebd., 171). 1980 
wurde ein weiterer Schritt getan und das Regressrecht gegenüber allen Angehörigen 
einer sozialbeihilfeberechtigten Person abgeschafft. Dies gilt auch gegenüber Ehe-
gatten und Eltern minderjähriger Kinder. In bestimmten Fällen, wie etwa bei der Vor-
schusszahlung der Kommune, solange der geschiedene Ehepartner seinen Unter-
haltsbeitrag (noch) nicht zahlt, besteht eine persönliche Verpflichtung der Hil-
feempfängerin, bei Zahlungseingang den Vorschuss zurückzuzahlen (ebd., 172). 
Darüber hinaus aber bleibt es ohne regressrechtliche Sanktion, wenn an sich unter-
haltspflichtige Ehegatten, geschiedene Ehegatten oder Eltern minderjähriger Kinder 
den Unterhalt nicht zahlen, obwohl sie zivilrechtlich dazu verpflichtet sind.  

Vergleicht man nun den bundesdeutschen und den schwedischen Regelungs-
modus für Unterhalts- und Einstandspflichten insgesamt, so zeigen sich auf den 
ersten Blick keine allzu großen kategorischen Unterschiede. Auch in Schweden gibt 
es eine Pflicht zum Ehegattenunterhalt und sogar eine parallelisierende Behandlung 
eheähnlich Zusammenlebender. Bei näherem Hinsehen bestehen jedoch erhebliche 
Unterschiede in der pragmatischen Ausgestaltung und Durchsetzung der Unterhalts-
pflicht und bei den Interdependenzen von Familien- und Sozialrecht. Zum einen wird 
die Gleichbehandlung von Eheleuten und eheähnlich Zusammenlebenden in 
Schweden offenbar nicht in demselben Maße vom institutionellen Vorrang der Ehe 
beherrscht, so ist es für eheähnlich Zusammenlebende durchaus möglich, durch ent-
sprechende Verträge von Einstandspflichten befreit zu werden (ebd., 170).44 Zum 
anderen ergibt sich die faktische Lockerung der Einstandspflichten in Paarbeziehun-
gen und darüber hinaus aus dem Verzicht auf den Regress.  

Noch bedeutsamer für die Funktionsfähigkeit des schwedischen Regelungs-
modus sind allerdings - volkswirtschaftlich gesehen - die starke Einbindung von 
Frauen in den Erwerbsprozess (vgl. Theobald 1999) und das geringere Ausmaß von 
dauerhafter Massenarbeitslosigkeit. Daher können Regelungen, die in Schweden 
funktionieren, nicht ohne weiteres auf die bundesrepublikanische Situation übertra-
gen werden. Das schwedische Beispiel gibt aber Hinweise darauf, wie sich auch die 
deutsche Regelungskonstellation in kleinen Schritten verändern ließe.  

                                            
44  In Deutschland kann dies im Einzelfall nur unter sehr engen Voraussetzungen gelingen, wenn 

die Behörde nach „objektiver“ Prüfung der Umstände eine „eheähnliche“ Bindungsintensität ver-
neint; schriftliche Abmachungen reichen nicht aus um das Arbeits- oder Sozialamt zu über-
zeugen. 



34 

3.  Ansätze zur Auflösung der normativen und realen  
Gleichstellungsblockade 

Feministinnen und Frauenpolitikerinnen, die sich an der geschlechtersensiblen inter-
nationalen Wohlfahrtsstaatsforschung orientieren, plädieren schon lange für einen 
„geschlechterpolitischen Modellwechsel“ (Knapp/Milde/Buchholz-Will 2001) in 
Deutschland, d.h. eine deutlich verstärkte Erwerbsintegration von Frauen und einen 
darauf abgestimmten, umfassenden Umbau des Steuer- und Sozialsystems.  

3.1 Der fällige Umbau des Arbeits- und Sozialsystems zur verstärkten 
Erwerbsintegration von Frauen 

Greift man die als egalitätsförderlich erkannten Merkmale skandinavischer Erwerbs- 
und Sozialsysteme auf, so sollte dieser Umbau erstens in Richtung auf eine deutliche 
Verbreiterung von Frauenerwerbstätigkeit zielen; er sollte sich zweitens auf eine Ver-
kürzung und Flexibilisierung der Arbeitszeit für Frauen und Männer richten, was auch 
eine Umverteilung der privaten und familiären Arbeit begünstigen würde. Für die 
rechtlichen Konstruktionsprinzipien des Steuer- und Sozialsystems wäre drittens eine 
möglichst starke Individualisierung von Rechtsansprüchen anzustreben. Dies liegt 
auf der Hand für das Steuersystem, womit in Deutschland eine nachholende Anpas-
sung an die in anderen europäischen Ländern (bis auf zwei Ausnahmen, s.o.) schon 
längst vollzogene Modernisierung im Sinne liberaler Chancengleichheit vorgenom-
men würde. Das Gebot der Individualisierung gilt aber konsequenterweise und im 
Hinblick auf die ersten beiden Veränderungsziele ebenfalls für das Sozialversiche-
rungssystem und nach Möglichkeit auch für Soziale und Familienhilfen.  

Die vorangegangenen Darlegungen und Analysen dürften plausibel gemacht 
haben, dass die Beibehaltung von strikter Ehegattensubsidiarität einem aus individu-
eller Sicht und geschlechterpolitischen Gründen wünschenswerten Konzept von 
Existenzsicherung tendenziell widerspricht, wenn dieses auf wachsende Partizipa-
tionsansprüche der Einzelnen und diskontinuierliche Lebens- und Erwerbsbio-
graphien reagieren sowie plurale Optionen ermöglichen soll. Reformtechnisch würde 
dies bedeuten, dass das Prinzip der Ehegattensubsidiarität allmählich abgebaut wer-
den sollte und könnte, indem an die Stelle nachrangiger oder abgeleiteter Ansprüche 
mehr und mehr eigene Entgelt- , Entgeltersatzansprüche oder zweckgerichtete Sozi-
alleistungsrechte treten. Dies soll im Prinzip auch für die Restgröße der Sozialen 
Hilfen gelten, selbst wenn sie lediglich zur Sicherung des Existenzminimums dienen. 
Insgesamt müssen Mechanismen greifen, die zwar dem erwachsenen Individuum 
unabhängig von bestehender Ehe oder Lebensgemeinschaft feststehende Ansprü-
che geben, die Person aber gleichzeitig in viel stärkerem Maße als bisher zur Rein-
tegration ins Erwerbsleben aktivieren und dabei unterstützen. Zu einem solchen Ge-
neralumbau des Erwerbs-, Steuer- und Sozialsystems würde selbstverständlich eine 
Anpassung seiner Verknüpfungen mit dem Familienrecht gehören. Einstands- und 
Unterhaltspflichten unter geschiedenen und getrenntlebenden, eventuell sogar unter 
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zusammenlebenden Eheleuten könnten allmählich beschränkt werden, die Ansprü-
che sollten lediglich als Übergangslösungen, nicht aber zur dauerhaften Existenzsi-
cherung dienen (s.o.).  

Es ist leicht, einen solchen umfassenden Modellwechsel in groben Zügen zu 
konzipieren, aber es ist schwer, einen detaillierten „Masterplan“ zur Umsetzung zu 
entwerfen, zumal die Umwandlungszeiträume weit über eine Legislaturperiode 
hinausgehen, um nur einmal die praktisch politischen Implikationen einer solchen 
Gesamtreform anzusprechen. Es können daher an dieser Stelle keine rechtspoliti-
schen Detailziele und -strategien entworfen werden. Dazu bedürfte es umfängliche-
rer Studien der Umbauprozesse in anderen Staaten, einer adaptierenden Policy-
planung und eingehender pragmatischer Umsetzungsforschung in Kooperation mit 
den relevanten Institutionen der verschiedenen Bereiche von der Arbeitsrechts-, über 
die Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik bis zur Familienpolitik.  

Auf den ersten Blick erscheint die Forderung nach einem Abbau des Subsidiari-
tätsprinzips möglicherweise radikal und erweckt „staatssozialistische“ Assoziationen. 
Bei näherem Betrachten dürfte aber deutlich werden, dass es hier lediglich um die 
gestaltende Verstärkung einer ohnehin sich vollziehenden Entwicklung zur Individua-
lisierung der Existenzsicherungsbeziehungen und zur Herauslösung aus vormals 
zugeschriebenen Gemeinschaften und traditionellen Abhängigkeitsrelationen geht. 
Die schon lange geforderte Abschaffung des Ehegattensplittings im deutschen 
Steuerrecht macht sogar, wie bereits erwähnt, in besonders eingängiger Weise klar, 
dass zumindest der Westteil der Bundesrepublik Deutschland, der gleichwohl ge-
genüber dem Ostteil seit der Vereinigung als Anpassungs- und Normalisierungsricht-
größe fungiert, der internationalen Entwicklungstendenz nicht nur im Vergleich zu 
skandinavischen Ländern hinterhinkt. Damit im Zusammenhang steht auch der Trend 
zum Zweiverdienerhaushalt bei Paaren, der in anderen westlichen Industriestaaten 
weiter fortgeschritten ist als hierzulande (am Beispiel Großbritanniens Meyer 1997). 
So findet die anhaltende staatliche Begünstigung der Hausfrauenehe ihre Ergänzung 
in den geschlechtssegmentierten Strukturen des Arbeitsmarkts, einschließlich der 
geschlechtsspezifischen Arbeitszeitpolitik der Unternehmen und insbesondere in der 
(tariflichen und arbeitsvertraglichen) Bemessung der Entgelte, die nach wie vor auf 
dem Prinzip des sozialpolitisch motivierten Familienlohns für (männliche) Ernährer 
beruht. Aber auch in Deutschland - und sogar in Westdeutschland - vollzieht sich ein 
allmählicher Wandel hin zum Zweiverdienerhaushalt für Paare und Familien. Insofern 
könnte die bewusste und geplante Unterstützung solcher Tendenzen durchaus Ein-
sparpotentiale für die Unternehmen und für die staatliche Sozialpolitik und Daseins-
vorsorge bergen. Dies wiederum ließe es möglich erscheinen, dass die Solidarge-
meinschaft der Versicherten und SteuerzahlerInnen für die typischen Varianten des 
geschlechtsspezifischen Ausfalls von Erwerbseinkommen, bei denen die mittellose 
Person bislang auf den Ehegatten oder Lebensgefährten verwiesen wird, nun in ver-
stärktem Maß bedarfsgeprüfte, gleichwohl aber gegenüber dem Unterhalt vom Part-
ner nicht-subsidiäre Leistungen bereithalten könnte.  

Staatssozialistische Assoziationen müssen also nicht notwendigerweise auf-
kommen, denn es ist auch keineswegs zwangläufig, dass der Staat seine sozialpoli-
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tischen Mittel exorbitant aufstocken müsste und die heute unterhaltsberechtigten 
Personen dann zu Kostgängerinnen des Wohlfahrtsstaates gemacht würden. Eine 
Folge der Entwicklung zum Zweiverdienerhaushalt wäre allerdings die verstärkte 
Notwendigkeit und Selbstverständlichkeit für Frauen auch als Ehefrauen und Mütter 
noch häufiger und zeitlich umfassender als bisher erwerbstätig zu sein und einen 
größeren Beitrag zum Haushaltseinkommen zu leisten. Würde dies durch einen 
schrittweisen Umbau der Gelegenheitsstrukturen auf dem Arbeitsmarkt und der 
häuslichen Verantwortlichkeiten realisiert, so empfänden die Betroffenen die Verän-
derung vermutlich positiv. Befürchtungen, die Erwerbstätigkeit könnte Frauen wie in 
realsozialistischen Gesellschaften a la DDR faktisch aufgezwungen werden, sind 
durch Verweis auf den Prozesscharakter zu entkräften. Denn wenn die neue 
Arbeitsteilung das Ergebnis eines allmählichen und gesellschaftlich diskutierten 
Reformprozesses ist, so wird sie voraussichtlich als modernes Arrangement der 
Geschlechter begriffen, welches besser zur selbstverständlichen Akzeptanz gesell-
schaftlicher Gleichberechtigung passt als die bislang noch – jedenfalls in West-
deutschland – allgegenwärtige Restexistenz der Hausfrauenehe.  

Um es noch einmal zusammenzufassen: Das Ziel sollte eine bessere Integration 
von Frauen in den Erwerbsprozess sein, wozu klassische gleichstellungsrechtliche 
Instrumentarien wie das Diskriminierungsverbot, die Quote, Frauenförderung in der 
Privatwirtschaft, der Ausbau der Kinderbetreuung und ein solider Einsatz von aktiven 
Arbeitsmarktinstrumenten eingesetzt werden können. Gleichzeitig - und hier käme es 
tatsächlich darauf an, eine gewisse zeitliche Parallelität herzustellen – könnten und 
sollten Reformen im Familien- und Sozialrecht und vor allem im Steuerrecht stattfin-
den.  

3.2 Die verfassungsrechtliche und ideologische Fundierung  
der Ehegattensubsidiarität  

So plausibel die geschlechtssensible Umgestaltung von Erwerbs- und Existenzsiche-
rungsoptionen danach erscheint, so wenig spielen solche Aspekte des sozial- und 
arbeitsmarktpolitischen „Gender Mainstreaming“ in der aktuellen Dynamik realer Um-
bauprozesse national und international wirklich eine entscheidende Rolle. Zwar wird 
von fast allen Seiten des politischen Spektrums derzeit ein Umbau des Sozialstaats 
gefordert, meist dominiert aber die neoliberale Sichtweise, was vor allem eine wei-
tere Privatisierung der strukturellen Risiken bedeutet. Wenn von der Stärkung der in-
dividuellen und privaten Eigenverantwortung für die Existenzsicherung die Rede ist, 
so ist nicht etwa eine konstruktive Individualisierung der Existenzsicherung im egali-
tären Sinne gemeint, gefordert wird vielmehr der verstärkte Rückgriff auf private Res-
sourcen, nicht nur der einzelnen Person, sondern auch ihres familiären und paarbe-
zogenen Umfeldes. Mit anderen Worten: Aus neoliberaler Sicht soll die Ehegatten-
subsidiarität gestärkt und keineswegs abgebaut werden. 

Selbst in sozialdemokratischen Konzepten scheint sich die derzeitige Sozial-
politik in Europa eher in Richtung auf einen Ausbau bedürftigkeitsgeprüfter Leistun-
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gen zu bewegen, wobei in der Regel stillschweigend auch das Partnereinkommen 
staatlicherseits zur Bedarfsdeckung herangezogen wird. So hat Oskar Lafontaine in 
seiner kurzen Amtszeit als Bundesfinanzminister angekündigt, man werde prüfen, ob 
nicht etliche Leistungen der Sozialversicherung abgeschafft werden könnten 
zugunsten subsidiärer Leistungen bei Bedürftigkeit (Hanke 1998). Das hatte er sich 
nicht allein ausgedacht. Als Vorbild dient hier offenbar Großbritannien unter Tony 
Blair. Auch sonst scheint es in Europa zur Zeit recht konsensfähig zu sein, nur die 
“wirklich“ oder „am meisten Bedürftigen” unterstützen zu wollen (Hanesch 1998, 22).  

Der Abbau von Subsidiaritätsstrukturen ist also alles andere als en vogue. Im 
Gegenteil, die Annahme, dass das Arbeitsmarkt- und Sozialsystem weiterhin mit dem 
Auffangnetz einer paarbezogenen, zwangssolidarischen Existenzsicherung durch 
Unterhalt arbeiten sollte, gehört zu den ehernen Prämissen deutscher Sozialpolitik 
und Ökonomie. Am allerwenigsten bestehen Zweifel in der Rechtswissenschaft und 
Rechtspolitik, in deren Beratungszuständigkeit die Gesetzgebung zu privatrechtli-
chen Unterhaltspflichten fällt. Hier besteht zudem ein normativer Vorbehalt gegen 
größere Reformen, der mit der verfassungsrechtlichen Verankerung des Schutzes für 
Ehe und Familie begründet wird.  

Wie im ersten Kapitel dargestellt, werden die Ehe und die idealiter auf sie 
gegründete Familie als zentrale gesellschaftspolitische „Institutionen“ bzw. zivilrecht-
liche „Institute“ verstanden, deren Regelungs- und Orientierungskern durch das 
Grundgesetz auf Dauer gestellt ist. Sie dürfen nicht abgeschafft oder ausgehöhlt 
werden. Problematisch ist dies vor allem im Hinblick auf die verfassungspolitisch 
sakrosankte Ehe, weil hier ein Rechtsformalismus (standesamtlich geschlossene 
Verbindung von zwei verschiedengeschlechtlichen Partnern) zum rechtlichen „Maß 
aller Dinge“ gemacht wird. Das bedeutet in der Praxis, dass nicht die reale Lebens- 
und Bedarfssituation als Kriterium dient, sondern die historisch und gesellschaftlich 
überholte Annahme, dass der Staat mit dem Abzielen auf die Ehe auch gleichzeitig 
die Familie schützt und fördert. Tatsächlich ist diese rechtsstrategische Verknüpfung 
heute nicht mehr zwangsläufig; in der Realität erreichen Schutz und Förderung nicht 
mehr zielgenau die Familie bzw. deren unterschiedliche Formen. Der rechtssystema-
tische Zugriff auf die Ehe hat seine Rechtfertigung – das zeigt schon die kontroverse 
Verfassungsdebatte Anfang der neunziger Jahre - verloren; sinnvoll und gemeinsa-
mer Nenner für staatliche Förderung kann nur noch eine direkte Anknüpfung an die 
Familie, d.h. das Zusammenleben und Sorgen für Kinder oder Hilfsbedürftige, sein.  

Rechtlicher Schutz vor staatlichen Eingriffen steht sicherlich auch in Zukunft kin-
derlosen Ehepaaren zu, jedoch ist kaum einzusehen, warum dieser, sich aus der 
menschenrechtlichen Dimension des bindungsintensiven Zusammenlebens legitimie-
rende Schutz anderen dauerhaften Zweierbeziehungen vorenthalten bleiben soll 
(ausführlicher Berghahn 1993, 410 ff.). Sinnvoll wäre daher die von der formellen 
Ehe gelöste Neudefinition schützenswerter Rechtsbeziehungen. Kriterium sollte sein, 
inwieweit direkte oder indirekte staatliche Eingriffe zu schwerwiegenden Loyalitäts-
konflikten unter den PartnerInnen der Zweierbeziehung führen könnten oder die Be-
ziehung gar zerstören würden. Geht man die verschiedenen Gefährdungskonstellati-
onen durch, so dürfte sich etwa ergeben, dass auch das Zeugnisverweigerungsrecht 
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bei Ermittlungen und vor Gericht nicht nur Ehegatten und Verlobten, sondern auch 
heterosexuell dauerhaft Zusammenlebenden zugebilligt werden sollte. In ähnlicher 
Weise lässt sich begründen, dass der Versicherungsregress (wenn z.B. bei einem 
Autounfall ein Teil des Paares vom anderen Teil fahrlässig geschädigt wurde und die 
Versicherung der verletzten Person zunächst für die Kosten aufkommen musste) 
entsprechend beschränkt werden sollte, auch über Konsequenzen im Aufenthalts-
recht für Nicht-Deutsche wäre zu diskutieren. Sicherlich bereiten die Feststellbarkeit 
des dauerhaften Zusammenlebens und schon das Kriterium des Zusammenlebens 
erhebliche rechtliche Probleme, jedoch ist dies kein unüberwindliches Hindernis, 
denn schließlich arbeiten die Sozialleistungsinstitutionen schon lange – allerdings 
einseitig zugunsten ihrer an der Stützung der Ehe ausgerichteten Zwecke – mit der 
substantiellen Erfassung „eheähnlicher“ Zweierbeziehungen, und auch das neue 
Lebenspartnerschaftsgesetz für gleichgeschlechtliche PartnerInnen gibt ein Beispiel 
dafür, wie auf andere Weise (durch Eintragung) Anknüpfungspunkte praktisch imp-
lementiert werden können.  

Die kontroversen Diskussionen um die Einführung der so genannten Homo-Ehe 
beweisen aber auch, wie ideologisch belastet alle Reformen rund um die Ehe sind, 
selbst wenn sie, wie im Fall des Lebenspartnerschaftsgesetzes, gar nichts an den 
Rechten und Pflichten von Eheleuten ändern. Umso heftiger umstritten wären Re-
formen, die den Rechtsstatus der Eheleute und das Verhältnis zu den verschiedenen 
Formen der ehelosen Zweierbeziehung tatsächlich verändern würden, denn entspre-
chende Reformvorschläge laufen auf eine Entprivilegierung der Ehe hinaus. Nach 
konservativer Auffassung erscheint eine solche Relativierung des privilegierten 
Rechtsstatus der Ehe problematisch, weil die Institution Ehe damit ihre gesellschaftli-
che Anhängerschaft verlieren könnte und sich möglicherweise als rechtliche und 
politische Institution selbst obsolet machen würde. Sie wäre dann kaum mehr als für 
den Staat bequeme Orientierungs- und Regulierungsvorgabe nutzbar. Diese Be-
fürchtungen erklären vielleicht die Vehemenz, mit der das Wörtchen „Ehe“ in der 
Verfassungsdiskussion um Art. 6 Abs. 1 GG verteidigt wurde, und sie machen den 
Eifer verständlich, mit dem einzelne Staatsrechtler und Politiker heute noch gegen 
die Ausdehnung von ehegleichen Rechten für eingetragene homosexuelle und lesbi-
sche Paare argumentieren.  

Bei dem Wörtchen „Familie“ in Art. 6 Abs. 1 GG stellt sich dieses Problem nicht 
in gleichem Maße, da die Definition der Familie (als Zweigenerationenverband auf-
grund verwandtschaftlicher Beziehung) - auch nach herrschender Ansicht - weniger 
formalistisch verengt ist und daher mit dem sozialen Wandel durchaus Schritt halten 
kann. Heutzutage wird nicht mehr direkt zwischen der ehelichen und der nichteheli-
chen Familie unterschieden. Die Reform des Kindschaftsrechts von 1997 beweist, 
wie verzichtbar der Rekurs auf die Ehe im Zusammenhang mit der Regulierung von 
Eltern-Kind-Beziehungen auch für konservative politische Kreise inzwischen gewor-
den ist. An den Beispielen der ausgedehnten Definition und der hohen Wertschät-
zung der Familie in der Gesellschaft machen sich die lebensweltliche Liberalisierung 
und Pluralisierung bemerkbar. Sie wurden bereits in der politischen Sphäre der 
Gesetzgebung aufgegriffen, während in Fragen der Ehe es vorerst wohl dabei bleibt, 
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dass unter Berufung auf das Verfassungsparadigma eine gesellschaftlich durchaus 
mehrheitsfähige „Säkularisierung“ der Institution Ehe blockiert wird.  

Im Hinblick auf die realpolitische Veränderbarkeit der Ehe als rechtliche Institu-
tion bedeutet diese normative Konstellation, dass die Regelungen des einfachen 
Rechts zwar verändert werden dürfen, die grundsätzliche Priorität der (formalen) Ehe 
vor der Nicht-Ehe (eheähnliche Gemeinschaft) nach herrschender Auffassung aber 
erhalten bleiben muss und Regelungen nicht einfach nach sozialen Bedarfsanforde-
rungen oder gewandelten Auffassungen differenziert zugeschnitten werden können. 
Vielmehr muss immer der Vergleich zwischen Ehe und Nicht-Ehe gezogen werden 
und dabei eine hierarchische Äquidistanz gewahrt bleiben.  

3.3 Wie lässt sich dieses Setting aufbrechen? 

Ein Ansatzpunkt für Reformen kann unter Weitergeltung des Wortlauts und der herr-
schenden Interpretation von Art. 6 Abs. 1 GG nur darin liegen, für Ehe und Nicht-Ehe 
gleichermaßen Unterhalts- und Einstandspflichten bzw. Subsidiaritätsbestimmungen 
zu lockern, um die Zwangsvergemeinschaftung der Paare abzubauen. Derartiges 
war am Beispiel der flexiblen Erhöhung der Freibeträge und der Berücksichtigung 
anderweitiger Unterhaltspflichten im Arbeitslosenhilfeurteil des Bundesverfassungs-
gerichts von 1992 bereits zu beobachten.45 In problematischer Weise zeigt sich diese 
Tendenz auch in den steuerlichen Familienurteilen von 1998,46 wo in formalistischer 
Gleichbehandlung Freibeträge, die bei Alleinerziehenden zur Absicherung real ent-
standener erhöhter Kosten und als Ausgleich für die fehlende Subventionierung 
durch das Ehegattensplitting dienen, für zusammenlebende verheiratete Eltern glei-
chermaßen gefordert wurden, ohne dass es überhaupt auf die Verausgabung derar-
tiger Beträge im Einzelfall ankommen sollte. Aber selbst unter diesen, für die Ge-
setzgebung beengenden Umständen bietet sich als logischer erster Schritt der Her-
stellung von individualisierten Optionen für Eheleute und eheähnlich Zusammen-
lebende die Abschaffung des Ehegattensplittings und die Ersetzung durch ein Real-
splitting (steuerliche Absetzbarkeit der tatsächlichen Unterhaltszahlungen, u.U. bis zu 
einem festgesetzten Höchstbetrag) an. Ein solches Realsplitting existiert für Ge-
schiedene und war ursprünglich auch für die eingetragene gleichgeschlechtliche 
Lebenspartnerschaft vorgesehen.47  

Fiele das Ehegattensplitting weg, so geriete vermutlich die Unterhaltspflicht der 
Ehegatten und insbesondere für geschiedene Ehegatten unter Beschuss. Es würde 
dann allzu deutlich, dass die sozialrechtliche Übertragung von Einstandspflichten auf 
eheähnlich Zusammenlebende nur deshalb aufrechterhalten wird, damit diese bei 

                                            
45  BVerfGE 87, 234-269. Vgl. auch Fn 38. 
46  BVerfGE 99, 216 ff., 246 ff., 268 ff., 273 ff. 
47  Der Bundesrat hat diesen zustimmungspflichtigen (steuerlichen) Gesetzesteilen jedoch nicht 

zugestimmt. Sie konnten daher bisher nicht verabschiedet werden. 
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der Inanspruchnahme subsidiärer Sozialleistungen nicht besser dastehen als Ehe-
leute, was immerhin dadurch gerechtfertigt werden könnte, dass Nicht-Verheiratete 
keinen gegenseitigen Unterhaltsanspruch haben und kein subjektiver Akt der Über-
nahme von solidarischen Einstandspflichten vorliegt, an den die Rechtsordnung im 
Sozialrecht anknüpfen könnte. Da aber auch Eheleute bei der Heirat Unterhalts-
pflichten nicht ausschließen dürfen, sondern als Teil eines auferlegten Regelungs-
pakets hinnehmen müssen, wird der letztere Unterschied von der herrschenden Mei-
nung nicht als Rechtfertigungsgrund für eine Differenz in den Konsequenzen hinge-
nommen.  

Das legt jedoch die grundsätzlichere Frage nahe, warum Ehepaare überhaupt 
füreinander einstehen sollen, sogar noch über das Ende ihrer Beziehung hinaus. Ant-
worten, die sich auf die Gefühlsgemeinschaft und zumindest bei der Heirat inten-
dierte Schicksalsgenossenschaft berufen, überzeugen kaum, wenn es um die Fort-
setzung materieller Solidarität nach dem Ende der Gemeinschaft oder entgegen den 
subjektiven Bedürfnissen nach Eigenständigkeit geht. Nachdem das rechtliche Leit-
bild der traditionellen ehelichen Arbeitsteilung entfallen ist und der Anspruch ge-
schlechterpolitischer Gleichheit für beide Ehegatten gilt, fehlt es an einem überzeu-
genden Rechtfertigungsgrund für die Unterhaltspflicht, jedenfalls soweit diese über 
die kürzere Notlagenüberbrückung hinausgeht. Früher konnte man sich noch darauf 
berufen, dass die Praxis der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung „ehebedingt“ 
war, also von Handlungen und Entscheidungen der Eheleute bestimmt wurde. Heute 
dagegen ist sie allenfalls „familienbedingt“, sie hat also mit der Zuschreibung von 
Hauptverantwortung für die Kinder und mit den Mühen der Vereinbarkeit von Kinder-
erziehung und Beruf zu tun (vgl. Dathe 1998). Dabei dürfen jedoch die negativen 
Folgen nicht allein Frauen und nicht allein der Gemeinschaft der Eltern angelastet 
werden, anderenfalls verliert der verfassungsrechtliche Schutz der Familie bei 
gleichzeitiger Geltung des Gleichberechtigungsgrundsatzes seinen normativen Sinn. 
Jedenfalls gibt es angesichts vielfältiger individueller und struktureller Risiken von 
Frauen, erwerbslos zu werden oder zu sein, heute kaum noch überzeugende Argu-
mentationen, den Ausfall der Existenzsicherung als allein oder überwiegend „ehe-
bedingt“ oder gar „zweierbeziehungsbedingt“ darzustellen. Damit hängt der Rechts-
grund für eine u.U. lebenslange Unterhaltszahlung legitimatorisch in der Luft.  

Insofern dürfte es auch für den politischen Mainstream nicht mehr so abwegig 
erscheinen, Unterhalts- und Einstandspflichten für Eheleute und Paare ohne Trau-
schein gleichermaßen zu beschränken, wenigstens aber die faktische Ersetzung 
durch öffentliche Leistungen nicht mehr umfassend regressrechtlich zu ahnden.  

4. Ehe als Übergangsarbeitsmarkt? 

Was soll nun der Titel dieses Beitrags konkret bedeuten? – Zusammenfassend lässt 
sich feststellen, dass die Ehe trotz steigender Erwerbsbeteiligung von verheirateten 
Frauen und Müttern in der Arbeits-, Sozial- und Familienpolitik bislang faktisch oft als 
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willkommene Entlastung des Arbeitsmarkts zugunsten von männlichen Ernährern 
und als instrumenteller Arbeitsmarktpuffer gehandelt wird. Dagegen legen es der 
Gedanke einer konsequenten Durchsetzung der Gleichberechtigung und die Strate-
gie des Gender Mainstreaming nahe, die diskriminierenden Ausstrahlungen der In-
stitution Ehe aufzuspüren und bereichsadäquat zu verändern. Statt die Ehe und da-
mit die erzwungene Unterhaltsgemeinschaft von Mann und Frau zum Vorwand für 
faktische Ausgrenzungen des weiblichen Teils aus dem Erwerbsleben zu machen, 
sollte im Gegenteil überlegt werden, wie die mit Risiken behafteten Statusformen zu 
einem aktiv integrativen „Übergangsarbeitsmarkt“ umfunktioniert werden könnten. Es 
geht also darum, wie Frauen aus einer abhängigen und marginalisierten Rolle, in die 
sie u.a. durch ideologische Verweise auf die Ehe und die geschlechtsspezifische 
Arbeitsteilung geraten, (zurück) in einen nachhaltig und aus eigener Kraft sichernden 
Status gelangen können. Dieser Status wird in aller Regel grundsätzlich durch Er-
werbstätigkeit konstituiert sein. Wegen der gleichwohl zunehmenden Brüche und 
Diskontinuitäten der Erwerbsbiographien stellt sich aber noch allgemeiner die Frage, 
wie die variablen „Bastelbiographien“, bestehend aus mannigfaltigen Statusformen 
und Übergängen, sozioökonomisch flexibler abgesichert werden können. 

Wie könnte dies aussehen? Zwischen den Extrempolen einer vollzeitigen unbe-
fristeten Erwerbstätigkeit mit existenzsicherndem Einkommen einerseits und der Ar-
beits- oder Erwerbslosigkeit ohne jegliche sinnvolle Tätigkeit andererseits liegen viele 
unterschiedliche Zwischenstadien. Bei einem Teil davon handelt es sich um gesell-
schaftlich akzeptierte und sogar gemeinnützige Tätigkeiten wie Ehrenamt oder bür-
gerschaftliches Engagement. Als gesellschaftlich nützlich anerkannt sind vor allem 
Kindererziehung und die Pflege von Angehörigen. Auch die meisten individuelleren 
Zwecke, wie Fort- und Weiterbildung, Nachholung einer Ausbildung, Vorbereitung 
einer Existenzgründung usw. dienen der Reintegration ins Erwerbsleben und verdie-
nen von daher öffentliche Unterstützung in irgendeiner finanziellen Form. Und selbst 
sehr individuelle Zwecke, die hauptsächlich durch Selbstverwirklichungsmotive ge-
steuert werden, (z.B. Weltreise, Künstlerdasein) leisten meist noch positive, z.B. kul-
turelle Beiträge zum Gemeinwohl (zu den Kriterien für Übergangsarbeitsmärkte vgl. 
Schmid 2000; Bothfeld 2000).  

Vollbeschäftigung unter den alten Bedingungen des Normalarbeitsverhältnisses 
wird es nicht mehr geben. Dennoch muss das Ziel der Vollbeschäftigung nicht voll-
ständig aufgegeben werden, im Gegenteil: Geht man – wie im Konzept der Über-
gangsarbeitsmärkte – von einer neuen Richtgröße von 30 Stunden wöchentlich und 
einem Geflecht von legitimen Abweichungsformen und Beschäftigungsbrücken aus, 
so wäre dies ein neues, realistisches Vollbeschäftigungsziel (Schmid 1997b, 93). 
Übergangsbeschäftigungen bzw. Beschäftigungsbrücken wären dann leichter zu 
konstruieren, indem Rotation und Statuswechsel stärker zum Normalverlauf eines Ar-
beitslebens würden, und zwar tendenziell gleichermaßen für Frauen und Männer. 
Schon heute sind etwa Vertretungsbefristungen, z.B. für eine ArbeitnehmerIn in der 
Elternzeit, gesetzlich institutionalisiert (§ 21 BErzGG), allerdings haftet ihnen noch 
deutlich der Hauch des Unterwertigen und Notdürftigen an. Gerade im Bereich der 
Vertretungen und Aushilfen müssten neue Arrangements gefunden werden, die es 
flexiblen und mobilitätsbereiten Arbeitskräften ermöglichen, trotz wechselnder 
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Einsatzstellen eine relative Beschäftigungssicherheit zu erlangen. Insofern sollte 
über die Schaffung von Pool-Konstruktionen im Öffentlichen Dienst sowie über eine 
verstärkte Zulassung von „Leiharbeit“ im privatwirtschaftlichen Bereich nachgedacht 
sowie kooperativ und korporatistisch verhandelt werden.  

Der Bedarf an kurzfristigen Aushilfen und Vertretungen wird in dem Maße zu-
nehmen, in dem ArbeitnehmerInnen auf eigenen Wunsch ihr Arbeitsleben flexibilisie-
ren und Statusänderungen – häufig auch nur vorübergehend – herbeiführen möch-
ten. Tarifliche Vereinbarungen über Sabbaticalregelungen und Weiterbildungs-
freistellungen existieren vorerst nur in geringem Umfang, entsprechen aber einem 
wachsenden Bedürfnis der Individuen wie auch der Innovationsdynamik der Wirt-
schaft. Wenn eine zunehmende Zahl von Beschäftigten sich flexibler in der Gestal-
tung der eigenen Arbeitsbedingungen verhält oder regelrecht auf befristeten Stellen 
rotiert, dann lässt sich vermutlich auch die Qualität und Wertigkeit von befristeter 
Tätigkeit und Aushilfs- und Vertretungsarbeit verbessern.  

4.1 Die Theorie der Übergangsarbeitsmärkte und ihr geschlechts-
spezifisches Musterbeispiel, die Erziehungszeit 

Die Theorie der Übergangsarbeitsmärkte bedient sich der Erkenntnis, dass es heut-
zutage kaum noch geradlinige Berufsverläufe geben kann. Lebenslanges Lernen und 
häufige Um- und Neuorientierung sind die Folgen externer und interner Schocks auf 
den Arbeitsmärkten. So nennt Günther Schmid „lebensbiographisch oder wirtschaft-
lich bedingte starke Abweichungen vom neuen Standard der 30-Stunden-Woche (...) 
Übergangsbeschäftigung (oder, im Falle von zeitlich begrenzter Erwerbslosigkeit, 
Übergangsarbeitslosigkeit)“. Institutionelle Arrangements, die solche Übergänge be-
günstigen und regeln, nennt er „Übergangsarbeitsmärkte“ (Schmid 1997b, 93). Er hat 
rund um den Arbeitsmarkt vier Bereiche ausgemacht, von denen aus Übergänge 
zum Arbeitsmarkt stattfinden oder nach denen sich ein Wechsel aus dem 
Arbeitsmarkt vollziehen kann. Es sind dies das Bildungssystem, private Haushalte, 
die Arbeitslosigkeit und die Rente (ebd., 97). Auf dem Arbeitsmarkt selbst existieren 
ebenfalls Möglichkeiten für Statuspassagen, nämlich Übergänge zwischen Kurzzeit- 
und Vollbeschäftigung sowie zwischen abhängiger und selbständiger Arbeit, dies ist 
also der fünfte Übergangsbereich. Bisweilen durchläuft jemand mehrere der 
genannten Bereiche außerhalb des Arbeitsmarktes, beispielsweise wenn ein Frau 
während der Arbeitslosigkeit eine Familie gründet, Erziehungsgeld und Elternzeit in 
Anspruch nimmt, sodann ein Studium durchführt und infolge von Erwerbslosigkeit im 
privaten Haushalt verbleibt, ohne noch aussichtsreiche Ansprüche wegen 
Arbeitslosigkeit gegen die Bundesanstalt für Arbeit wahrnehmen zu können. Viele 
andere Varianten sind denkbar.  

Schon das bestehende System nimmt auf die bei Frauen im Zusammenhang mit 
der „Familienphase“ häufig auftretenden Übergangsprobleme in gewisser Weise 
Rücksicht. So existieren klassische Angebote des Arrangements für Frauen in Form 
von Erziehungszeit und Teilzeitarbeit; ihre Regulierung wurde in den letzten zwanzig 
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Jahren in Details ausgebaut und abgefedert. Die Elternzeit (früher Erziehungsurlaub) 
bietet eine garantierte Rückkehrmöglichkeit auf den Arbeitsplatz oder einen gleich-
wertigen im Betrieb, allerdings nur soweit bei der Geburt des Kindes ein unbefristeter 
Arbeitsplatz überhaupt existierte und er rechtzeitig, d.h. in der Regel nach drei Jah-
ren, wieder eingenommen wird. Die neuerliche Reform des Bundeserziehungsgeld- 
und -urlaubsgesetzes im Jahre 2000 erbrachte einige wünschenswerte Neuerungen, 
so z.B. die Budgetierungsmöglichkeit bei zeitlicher Verkürzung der Freistellung (900 
DM monatlich für zwölf Monate), was insbesondere für Alleinerziehende nützlich sein 
kann, die Hinausschiebbarkeit eines Teils des Freistellungsanspruchs48 und vor al-
lem den Anspruch auf Teilzeitarbeit für beide Eltern.49 Ebenso wurde die generelle 
Regulierung von Teilzeitarbeit schrittweise gesetzlich50 und durch Rechtsprechungs-
vorgaben verbessert, und einige allzu offenkundig geschlechtsdiskriminierende Ele-
mente wurden mit Hilfe der Rechtsfigur der „mittelbaren Diskriminierung“ aufgespürt 
und abgebaut (vgl. Pfarr/Bertelsmann 1989, 240 ff.). Aber all das und auch die Re-
form der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse (630-DM-Jobs) von 1999 ändern 
wenig daran, dass Teilzeitarbeit, besonders wenn es sich um geringfügige (bis zu 
zehn Stunden wöchentlich) oder knapp darüber liegende handelt, in der Regel kein 
existenzsicherndes Einkommen und längerfristig keine ausreichende Alterssicherung 
einbringen kann.  

Es liegt auf der Hand, dass auch die reformierte „Elternzeit“ noch lange nicht zu 
einer optimalen Strukturierung des um die Kleinkinderziehung herum entstandenen 
Übergangsarbeitsmarktes bedeutet. Zu gering ist nach wie vor die staatliche Sozial-
leistung des Erziehungsgeldes, insbesondere für Alleinerziehende. Das Haupt-
problem aber dürfte in der Verfügbarkeit passender Teilzeitarbeitsplätze und Arbeits-
plätze überhaupt zu sehen sein sowie in dem immer noch gravierenden Mangel an 
Kinderbetreuungseinrichtungen, namentlich für Kinder unter drei und über sechs Jah-
ren.  

Bemühungen der Bundesanstalt für Arbeit um eine Berücksichtigung  
weiblicher Vereinbarungsprobleme 

Übergänge in den Arbeitsmarkt und auf dem Arbeitsmarkt zu fördern, obliegt nicht 
nur der Bundesanstalt für Arbeit. Vielmehr müssen hier von mehreren Seiten – von 

                                            
48  § 15 Abs. 2 Satz 1 BerzGG: Ein Teil des Erziehungsurlaubs von bis zu 12 Monaten kann bis 

zum achten Lebensjahr des Kindes hinausgeschoben werden, allerdings nur mit Zustimmung 
des Arbeitgebers.  

49  § 15 Abs. 4 ff. BerzGG: Für beide Elternteile ist eine Reduktion auf Teilzeitarbeit bis zu 30 
Stunden wöchentlich möglich. Ein Rechtsanspruch auf eine Reduktion zwischen 15 und 30 
Stunden besteht allerdings nur in Unternehmen mit mehr als 15 Arbeitnehmern, soweit das 
Arbeitsverhältnis bereits länger als sechs Monate besteht und keine dringenden betrieblichen 
Gründe entgegenstehen (Abs. 7).  

50  Zuletzt durch das Teilzeit- und Befristungsgesetz von 2000, das zum 1.1.2001 in Kraft trat. 
Erstmalig fanden sich explizite Regelungen zur Gleichstellung von Teilzeitbeschäftigten im 
Beschäftigungsförderungsgesetz von 1985. 
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der politischen, institutionellen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Seite - An-
strengungen unternommen werden. Die notwendige Verschiebung in der Verfas-
sungsinterpretation des Art. 6 Abs. 1 GG und die Delegitimierung des Subsidiaritäts-
prinzips wurden schon angesprochen, auf eine umfassende Darlegung aller rele-
vanten Einflussfaktoren muss an dieser Stelle verzichtet werden. Nichtsdestoweniger 
ist die Bundesanstalt für Arbeit natürlich ein wesentlicher Akteur, daher sollen hierzu 
einige Anmerkungen folgen.  

Schon in der Vergangenheit wurden für den Aufgabenbereich der Bundesanstalt 
abfedernde Regelungen etabliert, die Frauen so manchen Übergang erleichtern kön-
nen. Zu denken ist wiederum an die Regelung über Erziehungsjahre bei der Vorbe-
schäftigungszeit für Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung;51 auch bei Arbeitslo-
sengeld und der Arbeitslosenhilfe verlängert sich die Rahmenfrist bzw. Vorfrist um 
maximal drei Jahre pro Kind (§§ 123, 124, 192 SGB III); des weiteren ist an die Ein-
führung des Teilzeitarbeitslosengeldes zu denken sowie an abfedernde Möglichkei-
ten, vorübergehende Teilzeitbeschäftigungen anzunehmen, ohne den Anspruch auf 
die Bemessung der Lohnersatzleistungen nach dem ursprünglichen Vollzeitgehalt zu 
verlieren (§ 131 SGB III). Auch Regelungen zum Ersatz von Kinderbetreuungskosten 
bei Weiterbildung (§ 85 SGB III) und zu vereinbarungsgünstigen Teilzeitmaßnahmen 
seien hier genannt. Der Gedanke der Schaffung und Abfederung von Übergangsar-
rangements für Frauen mit „Vereinbarungsproblemen“ ist der herkömmlichen Ar-
beitsmarktpolitik also nicht fremd. Es gilt jedoch, den Horizont der zugrundeliegenden 
strategischen Überlegungen zu erweitern (vgl. Rabe 2001). 

So reichen beispielsweise die wegen Kindererziehung ausgeweiteten Rahmen-
fristen in der Realität oft nicht aus, um Frauen, wenn sie mehrere Kinder erzogen 
haben oder vor der beabsichtigten Rückkehr auf den Arbeitsmarkt noch andere 
Phasen, etwa der Qualifizierung im Hochschulsystem oder des bürgerschaftlichen 
Engagements, durchlaufen haben, wieder wirksam in die Förderungen durch die 
Bundesanstalt für Arbeit einzubeziehen. Ein weiteres Problem besteht darin, dass 
der Zugang zu direkt beschäftigungsfördernden Maßnahmen, wie Eingliederungs-
hilfen, Arbeitsbeschaffungs- oder Strukturanpassungsmaßnahmen in der Regel sel-
ten für Ehefrauen mit verdienendem Partner in Frage kommt. Vielmehr wird für die 
direkten Beschäftigungsmaßnahmen in der Regel ein Leistungsbezug voraus-
gesetzt,52 der aber bei Langzeitarbeitslosigkeit und nach Auslaufen des Arbeitslosen-
                                            
51  § 78 Abs. 2 SGB III. Danach gilt nicht die Rahmenfrist von drei Jahren. BerufsrückkehrerInnen 

müssen also lediglich zwölf Monate Versicherungszeit vorweisen oder die Voraussetzungen für 
Arbeitslosengeld oder (anschließende) Arbeitslosenhilfe erfüllen, dies jedoch nicht innerhalb der 
letzten drei Jahre vor Beginn der Maßnahme. § 20 definiert Berufsrückkehrer als solche Per-
sonen, die ihre Erwerbstätigkeit wegen der Betreuung und Erziehung von aufsichtsbedürftigen 
Kindern oder der Betreuung pflegebedürftiger Angehörige unterbrochen haben und nun in die 
Erwerbstätigkeit zurückkehren möchten.  

52  Eingliederungshilfe, § 230 SGB III: Langzeitarbeitslose (zwölf Monate) oder Arbeitslose mit 
sechs Monaten und Vermittlungserschwernis. ABM, § 263: Langzeitarbeitslose, die die 
Voraussetzungen für Entgeltersatzleistungen bei Arbeitslosigkeit, beruflicher Weiterbildung oder 
Eingliederung Behinderter erfüllen; unabhängig davon gemäß Abs. 2, aber enge Voraus-
setzungen. Strukturanpassungsmaßnahmen, § 274: Personen müssen die Voraussetzung für 
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geldanspruchs individuell meist nicht mehr besteht, weil die Arbeitslosenhilfe subsi-
diär ist und wegen der Anrechnung des Partnereinkommens vom Anspruch nichts 
mehr übrig bleibt, also kein Leistungsanspruch mehr besteht. Bei Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen reicht es aus, die Voraussetzungen für das Unterhaltsgeld bei 
Weiterbildung zu erfüllen, was für Frauen nach der Familienphase noch am ehesten 
möglich ist. Das Problem liegt aber ohnehin weniger in den persönlichen Zugangs-
voraussetzungen als vielmehr in der Notwendigkeit der prioritären Auswahl der förde-
rungsbedürftigen Arbeitslosen für die knappe Zahl der Maßnahmen. 

Schaubild 4: Einsatz arbeitsmarktpolitischer Instrumente:  
Frauen- und Männeranteile in % 
Früheres Bundesgebiet und Neue Bundesländer (1998) 

 

Entsprechend diesen z.T. mittelbar geschlechtlich differenzierenden Zugangsvoraus-
setzungen lagen die Frauenanteile an den unterschiedlichen Maßnahmetypen 1998 
in Westdeutschland bei den „beschäftigungsschaffenden Maßnahmen“ (35,0%), bei 
den „Strukturanpassungsmaßnahmen“ (40,4%) und selbst bei den „Arbeitsvermitt-
lungen“ (33,2%), die keine wesentlichen juristischen Voraussetzungen haben, deut-
lich unter der Frauenquote an den Arbeitslosen (43,5%) (vgl. Schaubild 4). Lediglich 
bei der „beruflichen Weiterbildung“ ist der Frauenanteil mit 45,7% höher als der 
Frauenanteil an den Arbeitslosen. In Ostdeutschland ergibt sich ein anderes Bild, 

                                                                                                                                        
Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe tatsächlich oder hypothetisch erfüllen. Auch die Förderung 
von Existenzgründungen mittels Überbrückungsgeld vom Arbeitsamt (§ 57 SGB III) dürfte nur 
solchen Frauen zugute kommen, die sich noch auf der Basis von Arbeitslosengeld selbständig 
machen, Arbeitslosenhilfe dürfte dagegen äußerst selten die Basis für das Überbrückungsgeld 
darstellen.  
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hier sind die Frauenanteile durchgehend höher und übersteigen ebenfalls bei der 
„beruflichen Weiterbildung“ (54,1%), aber auch bei den „beschäftigungsschaffenden 
Maßnahmen“ (56,3%) den Anteil der Frauen an den Arbeitslosen (54,0%). 
Unterrepräsentiert sind ostdeutsche Frauen bei den „Strukturanpassungsmaß-
nahmen“ mit 45,3% und vor allem bei den Arbeitsvermittlungen mit 43,3% (Klammer 
u.a. 2000, 281). Noch ungünstiger sieht es beim Überbrückungsgeld zur Unter-
stützung von Existenzgründungen aus (ebd., 280).53 Auch wenn also die jeweiligen 
Frauenquoten in den letzten drei Jahren noch ein wenig gestiegen sind, lässt sich 
doch insgesamt feststellen, dass Frauen zwar in den betriebsfernen Bereichen wie 
etwa der beruflichen Weiterbildung aufgeholt haben, in den betriebsnahen Bereichen 
aber davon noch weit entfernt sind. 

Kontraproduktive Faktoren und Konstellationen in der bisherigen Arbeitsförderung 

Das SGB III betont zwar den Vorrang der „aktiven Arbeitsförderung“ (§ 5) vor den 
„passiven“ Lohnersatzleistungen, diese Proklamation wird jedoch konterkariert durch 
den für die massenhafte Zahl der Arbeitslosen und Langzeitarbeitslosen sehr engen 
Finanzrahmen für aktive Beschäftigungsmaßnahmen. Die Mittel für derartige Maß-
nahmen wurden in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre erheblich reduziert, so 
dass eine stark verengte Konzentration auf sog. Problemgruppen stattfinden musste 
und muss. Dazu können dann im Einzelfall alleinerziehende oder geschiedene 
Frauen gehören, die ihren Haupternährer verloren haben oder nie einen hatten, bis-
weilen auch ältere Arbeitnehmerinnen oder andere als „schwer vermittelbar“ einge-
stufte Personengruppen, selbst wenn sie verheiratet sind. Da aber die Knappheit der 
Mittel faktisch zu einer weiteren Differenzierung nach der Dringlichkeit und Er-
folgsaussicht verlangt, sind die Chancen für Frauen, die als durch den Ehemann 
„versorgt“ gelten, praktisch eher gering. Gemäß § 8 Abs. 1 SGB III soll mit den Maß-
nahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik auch die tatsächliche Durchsetzung der 
Gleichberechtigung gefördert werden. Dementsprechend sieht der Abs. 2 sogar eine 
Soll-Quote der Förderung entsprechend dem Anteil der Frauen an den Arbeitslosen 
vor. Dies gelingt in Ostdeutschland eher als im Westen, wo die Quote in der Vergan-
genheit allenfalls bei den Weiterbildungsmaßnahmen eingehalten bzw. überfüllt 
wurde (s.o.). Immerhin zeigt sich in den allerletzten Jahren eine positive Aufwärts-
tendenz der Frauenanteile (vgl. ANBA 2001, 12 f.). 

Ein weiteres Kardinalproblem deutscher „aktiver Arbeitsmarktpolitik“ auch und 
gerade bei arbeitslosen oder arbeitssuchenden Frauen ist die vergleichsweise 
geringe Effektivität der Maßnahmen im Hinblick auf die nachhaltige Reintegration in 
den Arbeitsmarkt. Die niedrige Vermittlungsquote wurde schon dargestellt, hinzu 
kommt, dass die angegebenen Vermittlungszahlen sich nochmals reduzieren, wenn 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen und kurzzeitige Beschäftigungen herausgerechnet 
                                            
53  1997 betrug die Frauenquote beim Überbrückungsgeld im früheren Bundesgebiet 23,1%, in den 

neuen Bundesländern 31,2% (bei einem jeweiligen Frauenanteil an den Arbeitslosen von 42,4% 
bzw. 55,9%) (Klammer u.a. 2000, 280, Tabelle 7.1). 
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werden.54 Trotz gestiegener Verbleibsquoten (Anteil der Absolventen, die sechs Mo-
nate nach Ende der Maßnahme nicht mehr arbeitslos waren) für alle Maßnahmen 
der aktiven Arbeitsförderung gab es auch im Jahre 2000 beträchtliche Unterschiede 
zwischen den einzelnen Maßnahmetypen (alle Maßnahmen der aktiven Förderung: 
68,3%), so weisen die berufliche Weiterbildung (Männer und Frauen, Deutschland 
insgesamt: 68,7%) und die beschäftigungsbegleitenden Leistungen (81,4%) deutlich 
höhere Verbleibsquoten als die beschäftigungsschaffenden Maßnahmen (47,7%) auf 
(ANBA 2001, 41). Erwartungsgemäß bestehen Unterschiede zwischen Männern und 
Frauen (vgl. ANBA 2001, 13). Nach der Eingliederungsbilanz der Bundesanstalt für 
Arbeit für 2000 lag die Verbleibsquote der Frauen für fast alle Maßnahmen niedriger 
als die der Männer (ANBA 2001, 39, 41); entsprechend den generellen Differenzen in 
der Eingliederung hatten die Frauen im Osten Deutschlands mit 53,3% eine deutlich 
niedrigere Verbleibsquote als die Frauen im Westen mit 78,8% als Durchschnittswert 
für den Verbleib nach allen Maßnahmetypen (ANBA 2001, 56, 73). 

Hinzu kommen – nun wieder aus der subjektiven Sicht der Betroffenen gesehen 
- systematische Brüche im Hinblick auf die Förderung von Qualifizierungen. Nicht 
förderbar im Rahmen der Bundesanstalt für Arbeit sind akademische Ausbildungen 
oder Aufbaustudiengänge. Dies fällt in den Zuständigkeitsbereich des BAföG. Dieses 
baut aber gerade für ältere Studierende und Absolventen von Zweit- oder Drittausbil-
dungen eigene Zugangshürden auf. Zudem ist das BAföG, selbst wenn es nicht mehr 
elternabhängig gewährt wird, immer noch subsidiär gegenüber den Unterhaltsleis-
tungen des Ehegatten. Noch problematischer ist es, wenn Sozialhilfeempfängerinnen 
– etwa in einer Kleinkinderziehungsphase – studieren wollen oder eine akademische 
Fortbildung absolvieren möchten. Auch hier ist die vom Gesetz vollzogene Abgren-
zung der Förderungszuständigkeiten zwischen der Hilfe zum Lebensunterhalt 
(BSHG) und dem BAföG kaum auf die Konstellationen und Bedürfnisse der Praxis 
abgestimmt. Da hilft dann das dritte, für bestimmte Fälle vorgesehene und  
reintegrativ gemeinte Förderungsstandbein, der Anspruch auf Scheidungsunterhalt 
zur Nachqualifizierung (§ 1575 BGB), auch nicht mehr. Er ist nicht einmal zur 
Ergänzung tauglich, weil er kasuistisch ohnehin fast völlig leer läuft (Berghahn-
Wolffram 1992, 230 ff.). Das erwies sich bei meiner eigenen Untersuchung der 
realen Chancen für geschiedene Frauen, durch Qualifizierung wieder zu 
wirtschaftlicher Eigenständigkeit zu gelangen. Die sich qualifizierenden Frauen einer 
Aktenstichprobe von gerichtlichen Scheidungs- und Trennungsstreitigkeiten konnten 
von keinem der möglichen Förderungssysteme selbstbestimmt, verlässlich und 
effektiv zugleich profitieren. Die Bundesanstalt fördert nur berufliche Umschulungen 
und Fortbildungen, nicht aber akademische Bildungsgänge, das BAföG stellt gerade 
für die Gruppe der geschiedenen Ehefrauen zu enge Voraussetzungen auf und zu 
geringe Beträge zur Verfügung und der mögliche Unterhalt vom Ehemann hat noch 
engere und zahlreichere Voraussetzungen, so dass er fast nie realisiert wird. Zudem 

                                            
54  Klammer u.a. 2000, S. 277, Tabelle 7.A.1. Für Ostdeutschland verringert sich der angegebene 

Wert der Vermittlungen von Frauen in Arbeit nach Herausrechnung von Beschäftigungen bis zu 
7 Tagen und den Beschäftigungsschaffenden Maßnahmen sogar auf nur ein Drittel (1998).  
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sind die Zahlungen wegen der begrenzten Leistungsfähigkeit von Ex-Ehemännern 
tendenziell ebenfalls zu niedrig, um die Existenz zu sichern.  

Geschlechtsspezifische Benachteiligungen jenseits der  
Vereinbarkeitsproblematik 

Bei all dem ist noch nicht einmal berücksichtigt, dass die Kleinkinderziehung nicht die 
einzige Situation ist, von der Frauen auf dem Arbeitsmarkt negativ betroffen sind. Die 
geschlechtsspezifische Segmentierung und Segregation des Arbeitsmarktes und der 
beruflichen Rekrutierung haben nicht allein mit der Befürchtung von Arbeitgebern zu 
tun, Frauen könnten wegen Schwangerschaft, Kinderbetreuung und Hausarbeit 
ausfallen, weniger flexibel zur Verfügung stehen und höhere Kosten verursachen. 
Auch das geschlechtstypisch häufig affirmative Berufs- und Jobwahlverhalten von 
Frauen erklärt nicht zur Gänze die geringen Repräsentanzfortschritte in bestimmten 
Bereichen, wie etwa in der Wissenschaft oder in den Führungsetagen deutscher 
Unternehmen und Verwaltungen, treten doch heute schon genügend gut qualifizierte 
Frauen in Konkurrenz zu männlichen Bewerbern auf. Vielmehr ist in Wirtschaft und 
Verwaltung einschließlich der Wissenschaft häufig noch immer die hartnäckige Be-
wahrung von Vorurteilen und die Pflege von männerbündischem Ausschließungsver-
halten zu beobachten. So gesehen sind weibliche Arbeits- und Erwerbslosigkeit oder 
Einkommensarmut auch Folgen von anhaltenden Diskriminierungen und Exklusio-
nen, die trotz der Geltung formalegalitärer Normen noch immer systematisch die 
Chancen von Frauen in bestimmten Berufen, Branchen oder Positionen beeinträchti-
gen.  

Hinzu kommen andere, ebenfalls geschlechtsspezifisch höhere Risiken, wenn 
bestimmte frauenbeschäftigungsintensive Bereiche überproportional von Kürzungen 
und/oder Massenentlassungen betroffen sind. Ein Teil der Ausweitung der Frauen-
beschäftigung durch Expansion des Öffentlichen Dienstes im Gesundheits-, Pädago-
gik-, Betreuungs- und Beratungsbereich, die in den letzten dreißig Jahren auch in der 
Bundesrepublik zum Ansteigen der Frauenerwerbstätigenquote geführt hat, wird auf 
diese Weise wieder zurückgenommen. Selbst in geschlechtlich gemischten Berei-
chen unterliegen weibliche Arbeitskräfte bei betriebsbedingtem Stellenabbau oder 
anderen konkurrenzhaften Auswahlsituationen größeren Risiken, weil sich ihre dis-
kontinuierliche und oft subalterne Erwerbstätigkeit sowie die Existenz eines verdie-
nenden Ehemannes in der sachlichen und sozialen Auswahl zu ihren Lasten 
auswirken (Pfarr/Bertelsmann 1989, 384 ff.). 

Als kursorisches Fazit für die Arbeitsförderung lässt sich fordern, dass die befä-
higenden Instrumente und Infrastrukturen gerade im Hinblick auf Frauen ausgebaut 
und verfeinert werden sollten. Bereits aus allgemeiner Perspektive erscheint eine 
verstärkte Adressatinnenorientierung notwendig, in Bezug auf Frauen muss sie je-
doch deren spezifische Vereinbarungs-, Diskriminierungs- und Rückkehrprobleme 
noch stärker als bisher in den Blick nehmen (Rabe 2001, 324 f.), ohne allerdings aus 
dem Förderzweck eine Stigmatisierung zu machen. Würde der in diesem Papier 
skizzierte individualisierte Umbau des Erwerbs- und Sozialsystems vorangetrieben 
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und somit ein Abbau der Ehegattensubsidiarität stattfinden, läge auch die Lösung 
von allzu starren Leistungsvoraussetzungen und implizit geschlechtsspezifischen 
Haupt-Zielgruppenvorstellungen in der Arbeitsförderung nahe. Die neue Zielsetzung 
sollte sein, passgenaue und stärker präventive Maßnahmen auch und gerade für 
Frauen zu schaffen. Stattfinden sollte nicht – wie bislang vielfach immer noch – die 
schematische Zuweisung; vielmehr geht es darum, in aktivierender Zusammenarbeit 
mit den Betroffenen deren individuelles Risiko- und Chancenprofil zu erarbeiten und 
vorhandene Qualifikationen zu erhalten bzw. auszubauen (ebd., 326). 

4.2 Gender Mainstreaming im Arbeitsleben 

Hier wird wiederum deutlich, wie multifaktoriell, verflochten und voraussetzungsreich 
Maßnahmen zur Schaffung einer geschlechterpolitisch integrativen Arbeits- und 
Sozialpolitik sind. Neben der Ausweitung aktiver Beschäftigungsförderungs- und 
Qualifizierungsmaßnahmen müssten die Anschlüsse an andere Bereiche des Bil-
dungs- und Ausbildungssystems, der betrieblichen Rekrutierung, der Aufstiegsförde-
rung und des Personalmanagements reformiert werden.  

Arbeitsrecht und Arbeitsmarktpolitik 

Auch im Arbeitsrecht selbst, dem Normkomplex, der die Arbeitsverhältnisse direkt 
regelt, könnten mehr Möglichkeiten geschaffen werden, die der besseren prozedura-
len Durchsetzung der schon bestehenden Diskriminierungsverbote dienen. Derartige 
Maßnahmen sind z.B. ein individuelles Auskunftsrecht bei konkurrierender Personal-
auswahl, ein Verbandsklagerecht für Frauenverbände und Gewerkschaften und na-
türlich die verpflichtende Einführung von Gleichstellungsbeauftragten, Förderplänen 
und anderen modernen Gender Mainstreaming-Maßnahmen in der Privatwirtschaft. 
Nachdem das Kabinett Schröder im Jahre 2001 das rot-grüne Vorhaben eines 
Gleichstellungsgesetzes für die Wirtschaft erst einmal aufgegeben hat, sehen die 
Chancen für derartige Initiativen jedoch in nächster Zeit erst einmal schlecht aus.  

Die „Ehe zum Übergangsarbeitsmarkt zu machen“, kann also keine alleinige 
Aufgabe der Bundesanstalt für Arbeit sein, sondern nur im Verein mit anderen 
bedeutsamen Akteuren des Arbeitsmarktes und der staatlichen Politiken bewältigt 
werden. Auf betrieblicher und korporatistischer Ebene bestünde die Chance, 
Bewusstsein für die bisherige Vergeudung der weiblichen Beschäftigungsressourcen 
zu wecken und Bedingungen dafür zu schaffen, dass auch und gerade Frauen (und 
Männer) mit Familienpflichten besser und existenzsichernder am Wirtschaftsgesche-
hen teilnehmen können. Damit ist nicht nur der häufig als „Frauenkram“ abgetane 
Problembereich der „Vereinbarung von Berufs- und Familienarbeit“ angesprochen, 
vielmehr wäre im Sinne des Gender Mainstreaming die gesamte Arbeitszeitpolitik der 
Unternehmen und Verwaltungen zu überprüfen und bedürfnisgerecht zu reformieren. 
Das könnte – ähnlich wie beim (seit dem 1.1.2001 geltenden) Anspruch auf Reduzie-
rung eines Vollzeitjobs - auch einen individuellen Anspruch auf eine wöchentliche 



50 

Mindestarbeitszeit zugunsten der Sicherungsfunktion der Einkommen einschließen 
sowie Anstrengungen der Tarifparteien zur Herbeiführung einer geschlechtsegalitäre-
ren Entlohnung bei „gleichwertiger Arbeit“ bedeuten. Normativ ist der Anspruch auf 
„gleiches Entgelt bei gleichwertiger Arbeit“ durch das europäische Recht längst zum 
Bestandteil des deutschen Arbeitsrechts geworden, faktisch aber handelt es sich ge-
rade in Deutschland um ein „Prinzip ohne Praxis“, sieht man einmal von einigen we-
nigen Musterprozessen zu diesem Thema ab (Winter 1998). Erst in jüngster Zeit ha-
ben deutsche Gewerkschaften hierzu Kampagnen gestartet, die zumindest öffent-
liches Bewusstsein schaffen und möglicherweise zur Festlegung diskriminierungs-
freier Methoden der Arbeitsbewertung in Tarifverträgen führen können.  

Bessere Arbeitszeit- und Entgeltbedingungen sind jedoch nur für diejenigen 
nützlich, die überhaupt Erwerbsarbeitsplätze innehaben. Das Problem der „Ehe als 
Übergangsarbeitsmarkt“ besteht jedoch darin, mehr als bisher durch Ehe und Familie 
marginalisierte oder von Marginalisierung bedrohte Frauen nachhaltig in den Ar-
beitsmarkt oder bestimmte mit ihm verbundene abgesicherte Übergangsformen zu 
(re)integrieren. Wie schwierig das ist, zeigt sich an der Tatsache, dass sich in den 
letzten 20-30 Jahren das Arbeitsvolumen trotz steigender Frauenerwerbstätigkeit in 
der Bundesrepublik Deutschland und in den meisten westeuropäischen Ländern 
nicht oder kaum erhöht hat, der Zuwachs also vorwiegend in der Umwandlung in 
Teilzeitarbeitsplätze bestand. Zwar bestehen in der fortschreitenden Entwicklung zur 
Dienstleistungsgesellschaft gewisse Beschäftigungschancen, weil Dienstleistungen 
weniger als die industrielle Produktion technisch rationalisierbar sind, und auch die 
voraussichtliche demographische Entwicklung lässt eine stärkere Nutzung weiblicher 
Arbeitskräfteressourcen antizipieren, jedoch bedarf es aktiver fördernder Gestaltung, 
damit nicht nur „Billig-“ und allzu geringfügige Teilzeitjobs entstehen, die zum An-
wachsen der Gruppe der „working poor“ führen.  

Zur Schaffung von neuen Arbeitsplätzen und zur Beschäftigungssicherung sind 
in jüngerer Zeit beispielhafte Tariffonds wie etwa bei der Volkswagen AG geschaffen 
worden (vgl. Bothfeld 2000, 66 ff.). Sie dürften wegen ihrer Schwerpunkte im Metall-
produktionsbereich bislang ganz überwiegend Männern zu neuen Jobs und Über-
gangsoptionen von der Arbeitslosigkeit ins nachhaltig sichernde Erwerbsleben ver-
holfen haben. Derartiges wäre aber auch für Produktions- und Dienstleistungsberei-
che denkbar, in denen typischerweise Frauen stärker repräsentiert sind. Ebenso 
möglich wären auch gezielte Kampagnen einer „affirmative action“, mit der gerade 
Frauen in bisherige Männerbereiche eingebunden werden könnten. Beispielgebend 
sind auch Initiativen, die durch Rotation und Weiterbildung zusätzliche Arbeitsplätze 
und somit Einstiegsoptionen schaffen sowie Unternehmen und Beschäftigten helfen, 
den ständigen Lernprozess zu organisieren, welcher der flexiblen Anpassung an 
neue Produktions- und Dienstleistungsformen dient.  

Zur egalitätsförderlichen Reform der Alterssicherung 

Bei einer individualisierenden Umgestaltung des Erwerbs- und Sozialsystems muss 
selbstverständlich die alte Forderung nach einer eigenständigen Absicherung von 
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Frauen im Alter erfüllt werden. Zwar stehen grundlegende Veränderungen der Al-
terssicherung ohnehin alle paar Jahre auf der politischen Agenda, weil die dramati-
sche demographische Entwicklung gekoppelt mit der ungünstigen Beschäftigungssi-
tuation immer wieder Korrekturen am komplizierten System der deutschen Renten-
versicherung erforderlich macht. Die Gelegenheiten, zugunsten von Frauen Ansprü-
che auf eine eigenständige Versorgung wirksam auszubauen, wurden bisher jedoch 
kaum oder nur in kleinen Dosen genutzt. Der geschlechterpolitische Gedanke geht 
im „Regelungsgestrüpp“ der Arbeits- und Sozialpolitik leicht unter (Scheiwe 2000). 
Allgemeine Kürzungen und Einschnitte z.B. beim Rentenniveau werden durch frau-
enfreundliche Regelungen meist nicht ausgeglichen. Diese Aussage trifft besonders 
auf die im Jahre 2001 erfolgte Rentenreform zu, die zum 1.1.2002 in Kraft tritt. Zu-
gunsten von Frauen, die Kinder erziehen, sind einige Verbesserungen erfolgt, z.B. 
die Aufwertung der individuellen Entgelte während der ersten zehn Lebensjahre des 
Kindes. Auch wurde durch die Einführung der Wahlmöglichkeit eines Splittings der 
während der Ehe erworbenen Rentenansprüche beider Ehegatten eine eigenstän-
dige Sicherungsalternative zur abgeleiteten Witwenrente geschaffen. Bei einem Ver-
gleich von Modellrechnungen zu den Auswirkungen der Rentenstrukturreform wird 
indes deutlich, dass die „kindbezogenen Leistungen“ sich am günstigsten für Haus-
frauen auswirken, während sie sich für in Teilzeit arbeitende Frauen lediglich neutral 
auswirken und für vollzeitig arbeitende Frauen sogar eine nicht unerhebliche Minde-
rung des Rentenbetrags im Vergleich zum bisherigen Recht ergeben (Lange-
lüddeke/Rabe 2001).  

Die neu eingeführten kindbezogenen Komponenten sollen die für Frauen beson-
ders problematische generelle Minderung des Rentenniveaus, die allgemein durch 
den Ausbau privater Vorsorge aufgefangen werden soll, korrigieren, angesichts 
geringer eingesetzter Manövriermasse glaubte man hier aber in traditioneller Manier 
Prioritäten zugunsten von nicht erwerbstätigen Frauen setzen zu müssen und 
bestraft auf diese Weise wieder einmal die erwerbstätigen Frauen und doppel-
belasteten Mütter. Dass dies kein modellhaftes Vorgehen im Sinne der verstärkten 
Erwerbsintegration von Frauen und der geschlechterpolitischen Gleichstellung ist, 
bedarf wohl keiner weiteren Erläuterung.  

Fragt man dagegen nach Ansätzen zur Veränderung der deutschen Rentenver-
sicherung im Sinne eines egalitären Umbaus und der Erleichterung von Übergängen 
und zur Anpassung an flexibilisierte Lebensläufe, so gibt es durchaus sinnvolle und 
realistische Vorschläge. Hervorgehoben werden soll hier das Konzept der „flexiblen 
Anwartschaften und Anwartschaftszeiten“, das von MitarbeiterInnen der Bundesver-
sicherungsanstalt für Angestellte entworfen wurde und propagiert wird (Langelüd-
deke/Rabe/Thiede 1999). 

Dieses Konzept geht in idealtypischer Weise auf die Veränderungen der 
Geschlechterrollen und der Arbeitswelt ein. Nicht mehr die Normalarbeitsverhältnisse 
sollen prämiert werden, statt dessen könnten Komponenten eingeführt werden, die 
es den Individuen ermöglichen, versicherungsrechtliche Lücken, die aus den zuneh-
menden Brüchen, Übergängen und Statusveränderungen entstehen, zu schließen. 
Die Diskontinuitäten werden damit nicht allein als Risiken und Störfaktoren betrach-
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tet, sondern sollen in ihrer Funktion als Produktivitäts- und Kreativitätsreserven für 
die berufliche Weiterentwicklung und den Wandel der Arbeitswelt anerkannt werden. 
Konkret verfolgt der Vorschlag zwei Ziele, nämlich einerseits die Altersicherung der 
Menschen weniger abhängig davon zu machen, ob Lücken und vorübergehende 
Phasen von Erwerbstätigkeit mit niedrigem Entgelt vorhanden sind, und andererseits 
die eigenständigen Rentenanwartschaften von Frauen auszuweiten. Dabei soll das 
System der gesetzlichen Rentenversicherung insgesamt nicht zusätzlich finanziell 
belastet werden.  

Der Vorschlag sieht vor, dass (zusätzliche) flexible Anwartschaften für maximal 
fünf Jahre gebildet werden können, um Lücken zu schließen oder Zeiten mit gerin-
gen Entgelten auf durchschnittliche Verhältnisse anzuheben. Als Voraussetzung für 
den Einsatz der vorgesehenen maximalen fünf Ausgleichsjahre müssen Versicherte 
mindestens 20 Beitragsjahre aufweisen. Die AutorInnen des Vorschlags haben unter-
schiedliche Modellrechnungen durchgeführt, um festzustellen, welche Auswirkungen 
sich für Frauen ergeben, je nachdem ob die zusätzlichen flexiblen Anwartschaften 
nur durch Umverteilung innerhalb der Versichertenrenten oder unter Umschichtung 
von Mitteln, die heute noch zur Finanzierung der Hinterbliebenenrenten aufgewendet 
werden, finanziert werden sollen. Es würde hier zu weit führen, die Vor- und 
Nachteile der verschiedenen Varianten darzustellen, es zeigt sich aber, dass bei al-
len Finanzierungsvarianten die eigenständigen Anwartschaften der Frauen – teil-
weise drastisch – steigen. Besonders hoffnungsvoll ist die Möglichkeit, dass mit einer 
teilweise auf die Finanzmasse der Hinterbliebenenrente zugreifenden Umschichtung 
sowohl ledigen und geschiedenen Frauen zu einer substantiell verbesserten Alterssi-
cherung verholfen werden kann, als auch die Bedürftigkeit von Witwen weiterhin be-
rücksichtigt wird. 

Fazit zum Umbau des Unterhalts-, Arbeits- und Sozialsystems 

Zusammenfassend ist also festzustellen, dass das deutsche Arbeits-, Steuer- und 
Sozialsystem noch immer die traditionelle geschlechtsspezifische Arbeitsteilung zwi-
schen Familien- und Erwerbsarbeit stützt und am männlichen Ernährermodell orien-
tiert ist. Die scheinbare Geschlechtsneutralität der gesetzlichen Bestimmungen in 
allen Rechtsbereichen wird konterkariert durch einen normativen und gesellschaftlich 
praktizierten Double Bind, der einer konsequenten Verwirklichung von geschlechter-
politischer Egalität entgegensteht. Normativ drückt sich der Widerspruch darin aus, 
dass das System des privaten Ehegattenunterhalts die Arbeitsmarkt- und Sozialpoli-
tik davor bewahrt, ernsthafte Anstrengungen zur Steigerung der nachhaltigen Er-
werbsintegration von Frauen unternehmen zu müssen. Die rechtsförmige Verknüp-
fung zwischen der öffentlichen Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik und dem privaten Un-
terhaltssystem ist das Subsidiaritätsprinzip, das im Zuge des deutschen Sozial-
staatsabbaus in der Ehegatten-Dimension sogar noch gestärkt wurde.  

Dass der existierende Double-Bind dem Gleichberechtigungsgrundsatz wider-
spricht, ist bislang nicht ins öffentliche, nicht einmal ins fachliche Bewusstsein fami-
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lien- und sozialpolitischer Experten gedrungen. Das seit 1994 im Grundgesetz ver-
ankerte Staatsziel der tatsächlichen Gleichstellungsförderung (Art. 3 Abs. 2 Satz 2 
GG) verlangt jedoch eine kritische Evaluation des gesamten Rechts- und Sozial-
systems, um mittelbar diskriminierende Elemente aufzuspüren und das System-
geflecht entsprechend egalitätsförderlich umzubauen. Hierin liegt eine Chance, den 
angesprochenen Double-Bind zu erkennen und abzubauen.  

Naheliegend wäre daher im Anschluss vor allem an skandinavische Vorbilder 
eine konsequente Individualisierung der Existenzsicherung, nicht durch Privatisie-
rung des individuellen Risikos, sondern durch Schaffung von mehr und öffentlich 
besser geförderten (Übergangs-)Arrangements, die auch familienorientierten Frauen 
eine möglichst kontinuierliche Erwerbstätigkeit unter den Bedingungen von Flexibilität 
und Sicherheit ermöglichen. 
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